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D. Zur Erſten Ausgabe gehören als Beilagen
der Roman von Reinhold Ortmann „Die
Grafen von Doſſenau“ S. 17-—-20, ſowie die Par-
lamentsbeilage Verhandlungen des Reichs-
tags vom 14. d. M.).
e

Zur gefälligen Beachtung!
Abonnements für das nächſte Quartal (1. April

bis 30. Juni) auf die

Halliſche Zeitung
werden ſchon jetzt von der Poſt entgegengenommen. Jedem
Abonnenten, der jetzt ſeine Abonnementsquittung
für das nächſte Quartal an die unterzeichnete Expedition
einſendet, ſtellen wir die Halliſche Zeitung gratis und
franco ſofort noch bis zum 1. April zu.

Die Halliſche Zeitung iſt in Anbetracht ihrer Reich-
haltigkeit die billigſte Zeitung Deutſchlands! Man be-
kommt mit ihr fünf Gratisbeilagen geliefert: Jlluſtr.
Sonntagsblatt, Landwirthſch. Mittheilungen, Roman
beilage, Lotterieliſten und Parlamentsbeilage,
(Stenogr. Berichte der ReichstagsVerhandlun

Beſtellungen werden zum Preiſe von ark für
Halle bei der Expedition gr. Märkerſtraße 11
und den bekannten h r für Aus-wärts bei ſämmtlichen Kaiſerl. Poſtanſtalten
und von den Landbriefträgern entgegengenommen.

Probe- Nummern ſtehen gratis und franco auf
Verlangen zu Dienſten.

Die Expedition der Halliſchen Zeitung.

errang Halle, den 15. März.

Die Parteien der Reichstagsminderheit,
ſo ſchreibt die Nationalliberale Correſpondenz,
freuen ſich, wenn ſie irgendwo ein Anzeichen zu entdecken
glauben daß die neue aus den „Cartellparteien“ be
ſtehende Reichstagsmehrheit innerlich uneinig ſei.
Das iſt ein recht kindiſches Vergnügen. Wer hat denn je
behauptet, daß die ſog. Rechte von Herrn von Bennigſen
bis zu Herrn von Hammerſtein in allen Fragen der inneren Ponnt einig ſei? Dagegen wird ſich der erſtere eben-

ſo energiſch verwahren wie der letztere. Wer hat denn je
auch nur den Verſuch gemacht, ein gemeinſames Programm
in allen Fragen der inneren Politik für die ganze Majo-
rität zu entwerfen? Wenn ſich die conſervativen Parteien
und die Nationalliberalen über ein gemeinſames Vorgehen
bei einmaliger Gelegenheit von Wahlen, die unter ganz
beſondern Umſtänden ſtattfanden verſtändigt haben ſo
haben ſie damit die vielfachen zwiſchen ihnen beſtehenden
Unterſchiede und Gegenſätze nicht im mindeſten verkannt
oder zu verſchleiern geſucht. Das Wahlcartell hat gute
Berechtigung und großen Erfolg gehabt, an das Aufgeben
irgend eines grundſätzlichen Standpunktes aber hat dabei
niemand gedacht. Aber bei aller offenen Einräumung viel
facher prinzipieller Gegenſätze hat doch die neue Reichstags
mehrheit auch gemeinſame Ziele von der höchſten Wichtig-
keit. Jm Vordergrund ſteht das Zuſammenhalten in allen
nationalen Fragen wie es ſoeben in der Annahme der
Militärvorlage zum erhebenden Ausdruck gekommen iſt
und ohne Zweifel noch häufig genug in den entſcheidend-
ſten Fragen der äußeren und inneren Feſtigkeit des Reiches
zum Ausdruck kommen wird. Man warte doch gefälligſt
die Leiſtungen des neuen Reichstags auf dem Gebiete der
Steuerpolitik, der Socialreform u. ſ. w. ab und rege ſich
nicht unnöthig auf wenn in irgend einer gleichgiltigen
taktiſch- parlamentariſchen Frage Meinungsverſchiedenheiten
beſtehen. Ueber was in aller Welt war denn die frühere
Reichstagsmajorität Windthorſt-RichterGrillenberger einig?
Ueber gar nichts, als über das Streben, jedem Fortſchritt
der Reichspolitik Steine in den Weg zu legen und den
Lebensbedürfniſſen eines aufſtrebenden Reiches und einer
großen Nation die Mittel zur Befriedigung zu verweigern.
Ganz beſonders lächerlich iſt es, wenn heutzutage ein
Mitglied des Centrums, wie Herr von Hüne, ſich berufen
fühlt, Symptomen der Zwietracht nicht etwa innerhalb
anderer Parteien, ſondern ſogar zwiſchen einer Mehrheits-
combination ſehr verſchieden gearteter Parteien nachzu-
forſchen. Die Herren vom Centrum hätten doch gewiß
ein näherliegendes und für ſie weit intereſſanteres Feld
für ſolche Beobachtungen.

Attentat auf den Zaren.
Jn Betreff des Mordverſuchs auf den Zaren,

worüber dem „Standard“, einem wegen ſeiner häufig
unbegründeten Nachrichten bekannten Blatt, depeſchirt
worden ſein ſoll, liegen folgende Nachrichten vor:

„Der „Standard“ veröffentlicht ein Telegramm, nach wel
chem ein erfolgloſer Mordverſuch auf den Kaiſer von Ruß-
land gemacht worden ſein ſoll. Der „Standard“ giebt an, daß
ihm das Telegramm in Chiffern zugegangen ſei b demſelben
ein wirklicher Vorgang zu Grunde liegt, läßt ſich zunächſt nicht
r An anderen Stellen liegen keine Mittheilun-

n vor.
Das Dementi dieſer Nachricht haben wir ſchon

geſtern telegraphiſch gebracht. Auch aus London wird
gemeldet:

Die hieſige ruſſiſche Botſchaft erklärt die Nachricht des
zStandard“ von einem angeblichen Attentat auf den Kaiſer
Alexander für völlig unbegründet.

Halle, Mittwoch, 16. März 1887.
(Ausgegeben am 15. März Vormittags.)

W

in direktem Wege, daß in der That
bombenattentat gegen das ruſſiſche Kaiſerpaar ge
plant war. Daſſelbe ſollte vorgeſtern ausgeführt werden,
und zwar während das Kaiſerpaar vom Annitſchkoff-Pa-
lais auf dem Newski-Proſpekt zu Wagen fortfuhr. Der
Thäter iſt ergriffen und nach der Peter-Paulsfeſte
gebracht.

Verſchiedene Blätter ergehen ſich in kriegeriſchen
Schlüſſen aus der von ihnen noch bezweifelten, durch die
Londoner Depeſche jedoch bewahrheiteten Nachricht. Der
gleichen Schlüſſe ſind müßig.

Politiſche Mittheilungen.
Der Reichstag nahm geſtern in zweiter Leſung die

Novelle zum Marinepenſionsgeſetz ohne Debatte an und ſetzte
dann die zweite Etatsberathung fort. Beim Marineetat ſprach
Abg. Rickert ſeine Bedenken über die fortdauernden Arbeiter
entlaſſungen auf den Marinewerften aus. Der Chef der Ad-
miralität, von Caprivi, erwiderte, die Arbeiterentlaſſungen ſeien
unvermeidlich, wenn es an genügender Arbeit fehle; da en ſei
die Verwaltung machtlos. Die Arbeitsloſigkeit zeige ſich auch
in andern Ländern und hänge weſentlich mit der größeren
Dauerhafſtigkeit der eiſernen Schiffe gegenüber den hölzernen
zuſammen. Beim Juſtizetat erkundigte ſich Abg. von Mirbach
nach einer Vorlage zur Regelung der Theilhaft der Genoſſen
ſchafter. Staatsſecretär von Schelling antwortete, die verbün
deten Regierungen hätten noch keine Beſchlüſſe über die Fort-
bildung des Genoſſenſchaftsweſens gefaßt. Die Abgg. von Buol
und Diffené wünſchten eine Erweiterung des Warrantweſens
ur Förderung des Waarenumſatzes und Waarencredits. Staatsſecretar von ötticher ſtellte eine Abänderung des Handelsgeſetz

buches in dieſer Richtung in baldige Ausſicht, da die eingefor-
derten Gutachten das Bedürfniß anerkannten. Beim Etat des
Reichsſchatzamts entſpann ſich eine lange Währungsdebatte. Abg.
von Mirbach brachte die Silberverkänfe zur Sprache, rechnete
die Verluſte aus, welche das Reich durch dieſe Maßregel erlitten,
und erörterte die Bedeutung der Valuta für die Landwirthſchaft.
Die Rehabilitirung des Silbers, die Herſtellung der Doppel-
währung ſei eine unerläßliche Nothwendigkeit für die deutſche
Landwirthſchaft. Staatsſecretär Jacobi beſtritt, daß die Re
gierung durch die Silberverkäufe ihre bisherige abwartende Halt
75 in der Währungsfrage verändert habe, und legte die Ge-
ſichtspunkte dar, von denen die Regierung bei jener Maßregel
ausgegangen. Zu einer weiteren Vermehrung der Scheidemünze,
die der Vorredner verlangt, ſei ein Bedürfniß nicht hervorge-
treten. An der weiteren Debatte, die ſehr in die Länge ging,
aber kaum einen neuen Geſichtspunkt zu Tage förderte, betheilig-
ten ſich im Sinne der Beibehaltung der Goldwährung die Abgg.
Bamberger, Woermann und Lohren, in bimetalliſtiſchem Sinne
Abg. von Kardorff. Abg. Diffens wünſchte eine Vermehrung
der Zehnmarkſtücke. Beim Poſtetat befürwortete der Antiſemit“
Böckel eine Aufbeſſerung der Beſoldung der unteren Poſtbeamten
ſowie größere Sonntagsruhe und erklärte die unterirdiſchen
Telegraphenkabel für eine Erfindung von ſehr zweifelhafteme Die Fortſetzung der Veraihumg wurde auf morgen
vertagt.

Der Kaiſer, welcher vorgeſtern eine längere Kon
ferenz mit dem Staatsſekretär im Auswärtigen Amt,
Grafen Herbert v. Bismarck, gehabt hatte, nahm geſtern
mehrere Vorträge entgegen und fuhr Nachmittags im
Thiergarten ſpazieren.

An ſeinem Geburtstage wird der Kaiſer auf
dringendes Anrathen der Aerzte den Empfang auf die
Mitglieder der königlichen Familie und die fremden fürſt-
lichen Gäſte beſchränken.

Jn der Audienz, welche Herr v. Leſſeps beim
Kaiſer hatte, bekundete der Monarch das größte Jnter-
eſſe für den Stand des Panamakanal- Unternehmens und
betonte zum Schluß, wie er dieſem großartigen Werke,
wie allen Arbeiten des er glücklichſtes Gedeihen
wünſche, und wie er hoffe, daß daſſelbe in eine Aera
langen friedlichen Lebens fallen werde.

Bekanntlich hat der Staatsſekretär von Boetticher,
die Vorlegung des Geſetzentwurfs über die
Alters- und Jnvalidenverſicherung der Arbeiter
für die nächſte Seſſion des Reichstages in Ausſicht ge-
ſtellt. Dieſe Mittheilung beſtätigt, daß die verbündeten
Regierungen eine fruchtbare Mitwirkung des neu zuſammen
geſetzten Reichtages auch auf anderen Gebieten als dem
des Heerweſens erwarten. Gerade dieſer Umſtand aber
berührt auf der entgegengeſetzten Seite offenbar un-
angenehm. Wenigſtens läßt ſich allein dieſer Schluß aus
den in der oppoſitionellen Preſſe hervortretenden Zweifeln
über die Ausführbarkeit der von Herrn v. Boetticher ge
gebenen Zuſage ziehen. Denn dieſe Zweifel ent-
behren, ſoweit der Stand der Vorarbeiten in
Frage kommt, jeder Begründung. Die Vorbereit-
ungen ſind vielmehr, nach den B. P. N., ſoweit zum Ab
ſchluß gebracht, daß bereits die allgemeinen Grundzügedes Gagſetentwwurfs in Bearbeitung begriffen ſind. er

mit dem Gange legislatoriſcher Arbeiten einigermaßen
vertraut iſt, wird aus dieſen Mittheilungen den Schluß
ziehen müſſen, daß die Vorlegung jener Geſetzentwürfe in
der nächſten Seſſion danach nicht nur möglich, ſondern,

179. Jahrgang.

ſchreibt uns unſer gst
Correſpondent: „Es wird weitere Kreiſe intereſſiren zu
hören, daß der Kaiſer am 22. März von nicht weniger
als ſechsundachtzig Mitgliedern ſouveräner
Häuſer umgeben ſein wird. Einzig, wie der Held, dem
dieſes Recht erblüht, einzig wie dieſer feierliche Tag
daſteht in der Geſchichte aller Zeiten und Völker, ſo einzig
die Zahl der Höchſtgeſtellten dieſer Erde, die aus Nord
und Süd, aus Weſt und Oſt kommen, um dem Kaiſer
zum neunzigſten Geburtstage zu huldigen. Es iſt eine
fürſtliche Verſammlung, wie ſie wohl auf lange Jahre
hinaus ſich nicht wieder zuſammenfinden wird. Die Ge-ſammtzahl der einheig ſchen und fremden Gefolge dürfte

etwa dreihundertfünfzig betragen.
Ueber die Gründe der Verleihung des Weißen

Adlerordens an den Grafen Herbert Bismarck wurden
allerlei Kombinationen laut. Offiziös wird jetzt geſchrieben:
„Die Verleihung des Weißen Adlerordens an Graf Bismarck
iſt am Geburtstage des Zaren erfolgt. Die Verleihung iſt gewiß
ein Zeichen perſönlichen Wohlwollens des Kaiſers von Rußland
für den Grafen Bismarck, alle ſonſtigen daran geknüpſten
Schlüſſe dürften jedoch der Begründung entbehren.

Die Berathung der der Budgetkommiſſion des Reichs-
tags überwieſenen Kapitel des Marineetats wurde geſtern ein
eng durch eine Generaldiskuſſion an der Hand der dem Etat

eigegebenen Denkſchrift. Die dort ausgeſprochenen Gedanken
wurden im Allgemeinen allſeitig gebilligt. Die von der Marine

Aufhebung des Unterſchiedes zwiſchen Erſatz und
eubauten wurde als zweckmäßig anerkannt, Der Referent

Frhr. ven Gagern wie auch der Korreferent Kalle betonten
aber, daß dies nicht dahin führen dürfe, daß von den Bauten
der Marine mehr als bisher auf Anleihe genommen werde.

n gleichem Sinne ſprachen ſich u. A. aus die Abgg. von
Bennigſen und Vr. Miquél. General von Caprivi und
Miniſterialdirektor Aſchenborn ſtellten ein dieſem Geſichtspunkt
Rechnung tragendes Vorgehen in Ausſicht, es ſolle unter keiner
Bedingung weniger ſolid als früher t 1 werden.Die Kapitel 51, 52, 53, 58, 60, 61, 62 und 63 der fortdauernden
Ausgaben wurden unverändert bewilligt. Ebenſo ſämmtliche
Forderungen für einmalige Ausgaben mit er Ausnahme
derjenigen von 275000 für einen Marine-Dampfer, von
welcher 175 000 h wurden, da die Kommiſſion der
Anſicht iſt, daß dieſer Bau ohne Schaden in etwas langſamerem
Tempo ausgeführt werden könne. Auf die weiter in Anregung
gebrachten Abſtriche verzichtete man nach Anhörung der durch
ſchlagenden Gründe des Chefs der Marineverwaltung.

Das Ergebniß der Wahlen für den Deutſchen
Reichstag von 1871--1887 betitelt ſich eine ſtatiſtiſch-gra
phiſche Bearbeitung, welche Ludwig Lohauss im Verlage
der Hofbuchhandlung von Beuckert u. Radetzki in Berlin, 86 Alte
e erſcheinen ließ (Preis 1.50 .4). Eine überſichtlichere

arſtellung der Ergebniſſe der bisher ſtattgehabten 7 Wahlen,
geordnet nach Land, Bezirk und Wahlkreis, nach amtlichem
Material, iſt noch nicht dageweſen. In ſieben Rechtecken er
ſcheint in den Farben der Reichstagsfraktionen die politiſche
Richtung der Gewählten, wie auch zugleich die Namen der Letz
teren. So ſind die Ergebniſſe in ca. 30 Wahlkreiſen auf je
einer Seite vereinigt wahrlich ein buntes, wechſelvolles und
doch überſichtliches Bild: das Ringen der Parteien. Nur einige
Wahlkreiſe blieben ſich zu allen Zeiten in politiſcher Richtung
treu; meiſt wechſeln bald konſervativ, bald national-liberal, balddeutſchfreiſinni bald roth, bald ſchwarz. Die Lohauss'ſchen
Tafeln bilden das weitaus Jntereſſanteſte, was jemals über die
Wahlergebniſſe veröffentlicht wurde. Das zeigt nicht weniger
das letzte Blatt. eine graphiſche Darſtellung der Stärke der ein
zelnen Parteien im Reichstage wie die Abnahme bezw. Zunahme
derſelben von einer Legislaturperiode zur andern. Es iſt nur
ein Blatt, aber in ſeiner Darſtellung überwältigend wie einfach
zugleich. Klarer kann einer politiſchen Partei, ſie möge ſein
welche ſie wolle, nicht vor Augen gehalten werden, welchen
Schwankungen ſie unterworfen war. Das Buch iſt für die
Wähler aller Parteien von hohem Jntereſſe. Diejenigen Can
didaten einzelner Parteien, z. B. des Centrums und der deutſch
freiſinnigen Partei, welche dem Septennat zuſtimmen, ſind be
ſonders kenntlich gemacht.

Das Nahrungsmittelgeſetz giebt den Polizeibehörden
die ln i von feilgebotenen Nahrungs- und Genußmitteln
u. ſ. w. Proben zu entnehmen und unterſuchen zu laſſen. Be
r der Tragung der durch ſolche Unterſuchungen erwachſenen
Ausgaben iſt eine beſondere Geſetzesbeſtimmung nicht ge-
troffen die Annahmen, daß dieſelben in Fällen eines durch die
Ergebniſſe der polizeilichen Unterſuchung veranlaßten ſtraf-
gerichtlichen Verfahrens den im 8 497 der Strafprozeßordnung
vorgeſehenen, durch die Vorbereitung der öffentlichen Klage ent
ſtehenden Koſten beizuzählen und mit den gerichtlichen Koſten
in Rechnung zu ſtellen oder daß ſie im Wege des adminiſtrativen
Zwangsverfahrens einzuziehen ſeien, haben ſich als nicht ge-
ſetzlich berechtigt erwieſen. Da nun ein energiſches Eingreifen
der Polizeibehörden gegen Nahrungsmittelverfälſchungen, weil
die Ortspolizeiverwa!tung meiſt auf Rechnung der Gemeinden
von den Gemeindebehörden zu führen int, micht ſelten durch die
Erwägung gehemmt werden kann, daß die verhältnißmäßig be
trächtlichen Koſten der ſachverſtändigen Unterſuchung eine jedes-
malige Belaſtung der Gemeinde involviren. und dieſe Behörden
ſich veranlaßt ſehen werden, ihr Vorgehen auf eine Anzeige bei
der Staatsanwaltſchaft zu beſchränken, ſo iſt ſeitens des Herrn
Reichskanzlers im Bundesrathe beantragt worden, dem 82 des
Nahrungsmittelgeſetzes den Zuſatz u geben, wonach die in Folge
e Unterſuchung von Gegenſtänden der im 8 I be-
eichneten Art das ſind Nahrungs- und Genußmittel,
Eß, Trink- und Kochgeſchirr, Petroleum erwachſenen
Koſten dem Verklagten zur Laſt fallen, wenn auf Grund der
Reſultate die Unterſuchung eine ſtrafrechtliche Verurtheilung auf
Grund der s 10 bis 14 des Geſetzes eintritt. Dieſe Koſten
würden zugleich mit den Koſten des gerichtlichen Verfahrens
feſtzuſetzen und einzuziehen ſein.

Bei dem parlamentariſchen Diner am Freitag
hatte Fürſt Bismark der „Köln. Z.“ zufolge, in der
Unterhaltung im engeren Kreiſe „ſich mit ganz beſonderem
Zutrauen über Papſt Leo XIII. ausgeſprochen.“

Wie nunmehr bekannt, wird im Auftrage des
Sultans deſſen General- Adjutant Marſchall Ali Nizami
Paſcha in Begleitung des Generals Frhrn. v. d. Goltz
und des Privat Sekretärs des Sultans Schewad Bey,
behufs Ueberreichung eines Glückwunſchſchreibens zum
Geburtstage des Kaiſers aus Konſtantinopel nach Berlin
kommen und vorausſichtlich am 17. d. Mts. in Berlin
eintreffen.
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Gegenüber verſchiedenen ſenſationellen Preßandeu
tungen bemerkt die „Nordd. Allg. Ztg.“, es ſcheine ihr
den Verhältniſſen wenig zu entſprechen, wenn der Beſuch
des Baron Franckenſtein beim Fürſten Bismarck
als eine hochwichtige Angelegenheit behandelt und daraus
weittragende politiſche Schlußfolgerungen gezogen werden.

Ueber die Soiree beim franzöſiſchen Ge
ſandten zu Ehren des Grafen Leſſeps ſchreibt
L. P. in der V. Z. u. a.: „Graf Herbert Bismarck, der
neue Ritter des weißen Adlers, verweilte in längerem
Geſpräch mit Herrn v. Leſſeps; in vielleicht noch längerem
und lebhafterem mit dem Botſchafter Jtaliens, Grafen de
Lannay. Staatsſekretär v. Stephan, ge viſſermaßen einer
„der Nächſten dazu“, die Unternehmungen und Thaten
des Herrn v. Leſſeps in ihrer ganzen Größe und Be-
deutung für den Weltverkehr zu würdigen, u erhielt ſich
aufs Lebhafteſte mit dem Gefeierten. Der Glaube unſeres
Generalpoſtmeiſters an die ſichere Vollendung des Panama-
Kanals innerhalb der nächſten 3 Jahre erſchien mir
übrigens doch etwas weniger felſenfeſt zu ſein, als der
des großen Urhebers dieſes gewaltigen Werkes. Dieſer
läßt ſich nicht durch den geringſten Zweifel darin beirren.
Er hatte mich Tags zuvor ſchon in der Oper gan ernſt
lich zu den Eröffnungsfeierlichkeiten im Jahre 1890 ein
geladen, die nicht weniger des Erlebens und Sehens
werth ſein würden, als die unvergeßlichen märchenhaften
Feſte, mit denen wir 1069 den vollendeten Suezkanal
inauguriren ſahen. Herr Baron von Bleichröder, von
ſeiner jungen Tochter (in weißer Robe) gleich Oedipus
von Antigone(!)), voll zarter töchterlicher Pietät am Arm
geleitet, ließ ſich zu dem großen Franzoſen führen, der
ihn ſo warm, freudig und lebhaft begrüßte, als hätte
jener die ſechshundert Millionen, deren es zur Vollendung
des Werkes noch bedarf, gleich mitgebracht und trüge ſie
unter dem großen Stern in der Bruſttaſche ſeines Fracks;

oder doch die eine Hälfte und Herr Schwabach die
andere. Graf Stolberg-Wernigerode, Staatsſekretär Dr.
v. Bötticher, Miniſter Lucius, Dr. Friedenthal, Miniſter
Delbrück, Graf Perponcher, Graf Eulenburg, Fürſt Anton
Radziwill, Fürſt Hatzfeld, Fürſt Carolath, Graf Lehndorf,Gra Lüttichau, Baron Reiſchach, Graf Benomar, der
ſchöne Perſer Mirza Riza Khan, Herr HſueChingCheng,
Profeſſor Gneiſt, Dr. Max Ring, Mr. Low nenne ich
von denen, welche ſich außer jenen hauptſächlich in dieſem
Saale um den Gefeierten bewegten, inſofern ein Sichbe-
wegen hier überhaupt möglich war.

Graf Leſſeps hat am Sonntag Abend Berlin
wieder verlaſſen.

Jn Hamburg wurde an Stelle des verſtorbenen Dr.
Kirchenpauer der bisherige zweite Bürgermeiſter, Vr Vers-
mann, erſten Bürgermeiſter, und an Stelle Vers-
mann's Senator Hayn zum zweiten Bürgermeiſter gewählt.

Oeſterreich Ungarn. Der Wiener Korreſpondent
des „Daily Chronicke“ erfährt aus Petersburg: „An-
läßlich des Geburtstages des Zaren am 10. März
telegraphirte der Kaiſer von Oeſterreich an den Zaren
Folgendes:

„Reçois à loeccasion de ton anniversaire mes félicitations
les plus chaleureuses et lassurance réiterée de ma sincère
amitié. IL'impératrice s'associe de tout coeur à mes féli
citations et nous faisons des voeux pour ton bonhen, celui
de Ia famille imperiale, ainsi que pöur ton règne. Prangçois
Joseph.“ („Empſange anläßlich Deines Geburtstages meine
wärmſten Glückwünſche und die wiederholte Ver-
ſicherung meiner aufrichtigen Freundſchaft. Die
Kaiſerin theilt von ganzem Herzen meine Glückwünſche für
Dein Glück, für das Glück der kaiſerlichen Familie und das
jenige Deiner Regierung. Franz Joſeph.“)

rzherzog Albrecht telegraphirte folgenden Glück-
wunſch an den Zaren:

„Je te prie d'agréer mes meillenrs voeux pour ta fete
et de présenter mes hommages à limpératrice. Albrecht
(Jch bitte meine beſten Wünſche für Deinen Jubeltag ent
dere yhmen und der Kaiſerin meine Huldigungen darzu-
bringen.

Frankreich. Die Deputirtenkammer genehmigte
die Vorlage betreffend die Zuſchlagstaxe auf Cerea-
lien im Ganzen mit 318 gegen 248 Stimmen.

Ueber den Zweck der franzöſiſchen Ba-
rackenbauten giebt eine aus Verdun datirte Korreſpon-
denz des franzöſiſchen Progrès militaire merkwürdige
Aufſchlüſſe. Daraus geht t i hervor, daß
die Franzoſen in jüngſter Zeit für den Kriegsfall im
Sinne hatten, ſofort möglichſt viele Bataillone, 50-60,
aus anderen Korpsbezirken über die Oſtgrenze zu werfen,ohne die Mobilmachung und das Eintreffen der Urlauber

und Reſerven abzuwarten. Dieſe Bataillone der erſten
Linie ſollten aus anderen Truppenabtheilungen auf eine
annähernde Kriegsſtärke gebracht werden. Für die nach
rückenden Reſerven war ein Theil der famoſen Baracken
lager beſtimmt, die bis jetzt einen Koſtenaufwand von
rund 12 Millionen verurſachten und noch nicht ganz be
endigt ſind. Man wollte 50 Bataillone ohne Reſerven
an die Grenze werfen. Da mußte man wohl die letzteren
irgendwo vereinigen, bis ſie ihre Kadres fänden oder neue
zu ihrer Aufnahme gebildet werden konnten

Das freiſprechende Verdikt, ſo wird von offiz. Seite
deutſcher geſchrieben, welches die Pariſer Geſchworenen in Sachen
des „Revanche' Direktors Peyramont am Sonnabend gefällt
haben, bildet einen höchſt unfreundlichen Gegenſatz zu den Be
mühungen der Herren Grevy, Goblet und Flourens, mit
Deutſchland ouf leidlichem Fuße zu verbleiben. Man wird ſich
erinnern, daß Herr Peyramont unter Anklage geſtellt war, weil
er den proteſtleriſchen Ausfall der elſaßlothringiſchen Reichs
tagswahlen zu einer deutſchfeindlichen Kundgebung benutzte, in
welcher die Spekulation der Revanchefanatiker auf ein Bündniß
mit Rußland ganz unverhüllt, wenn auch nur ſymboliſch, durch
Aushängen der beiderſeitigen Flaggen zu Tage trat. Die
Regierung ſchritt See das Treiben Peyramonts auf Grund
des Art. 84 des Strafgeſetzbuches ein, welcher von Delikten
handelt, die den Staat einer ausſetzen. Es
half nichts, daß der öffentliche Ankläger in äußerſt beredter
Weiſe die Geſchworenen aufmerkſam machte, wie oft Unklugheit
das Land einer Gefahr ausſetzen könne; daß er ihnen rieth,
ſie ſollten von dieſem Standpunkte aus die Sache betrachten.
und bedenken, welchen Eindruck die Herausforderung Peyramonts
auf alle unbefangenen Zeugen gemacht habe. Der Vertheidiger
hatte leichtes Spiel, er brauchte ſich nur auf den „Patriotis-
mus“ ſeines Klienten zu berufen und ſeine Beziehungen zum
Panſlawismus zu betonen, um den Spruch der Jury ſchon
vorweg zu entſcheiden. Denn derſelbe wurde nach einer Be-
rathung von fünf Minuten gefällt. Eines Kommentars bedarf
dieſer S r Verfahrens kaum. Er bildet eine akten-
mäßige Bekräftigung der im franzöſiſchen Volke vorhandenen
Stimmung gegen Deutſchland, einer Stimmung wie ſie ſchroffer
kaum gedacht werden könnte, wenn wir am Vorabende eines
neuen Krieges mit Frankreich ſtänden, einer Stimmung, deren

von der breiten Maſſe des Volkes getragen zu werden, in ſei-
nem Namen Recht zu ſprechen und dadurch zu erklären, daß es
in Frankreich hinfort, ausdrücklich ſanktionirt iſt, gegen Deutſch
land zu hetzen und die Hoffnung zu pflegen, vereint mit einem
mächtigen Bundesgenoſſen über lang oder kurz die Revanche-
rechnung zu begleichen. Dieſe Pointe charakteriſirt ſich noch
deſto herausfordernder, als ſie auch das gegenwärtige Regierungs
ſyſtem nicht verſchont, ſofern es mit ſeiner auswärtigen Politik
die Pflege korrekter Beziehungen zu Deutſchland anſtrebt. Kurz,
dieſſeits der Vogeſen muß man aus dem Freiſpruch Peyramonts
den Emdruck gewinnen, daß die Kluft zwiſchen der offiziellen
franzöſiſchen Friedenspolitik und dem inoffiziellen Racbekriegs-
fanatismus immer größer wird und daß der gegenwärtigen
franzöſiſchen Regierung wohl der gute Wille beiwohnen mag,
den Frieden zu erhalten, daß dieſem ihrem guten Willen aber
keineswegs die Macht ſich hinzugeſellt, den Frieden länger zu
vertheidigen, als der Chauvinismus dies zu dulden für ange
meſſen befindet. Das Echo der Peyramontſchen Freiſprechung
wird in Deutſchland ſobald nicht verklingen.

Jtalien. Der König wurde am 14. bei der
Truppenrevue, welche anläßlich ſeines Geburtstags
ſtattfand, vom Publikum ungewöhnlich lebhaft begrüßt.
Herr v. Keudell ritt neben ihm. Viele gewerbliche,
politiſche und Kriegervereine brachten den Truppen
Ovationen.

Der Prinz Amadeus, Herzog von Aoſta,
hat ſeine Abreiſe nach Berlin, um Sr. Majeſtät dem
Kaiſer Wilhelm die Geburtstags Glückwünſche des Königs
zu überbringen, auf den 19. d. Mts. feſtgeſetzt.

Heer und Marine.
Am Sonnabend waren 65 Jahre verfloſſen, ſeit

Graf Moltke als Lieutenant vom däniſchen in den
preußiſchen Vienſt übertrat.

Das Armeeverordnungsblatt veröffentlicht
eine königliche Ordre über die Errichtung neuer Trup-
pentheile auf Grund des Geſetzes über die Friedens-
präſenzſtärke des Heeres. Darnach erhalten vier neu zu
errichtende Jnfanterie-Regimenter, welche die Nummern
135, 136, 137, 138 führen in Diedenhofen Dieuze,
en und Straßburg ihre Garniſon. Von den neu zu
ormirenden vierten Bataillonen werden zwei nach Mühl-

hauſen (Elſaß), drei nach Köln, je eins nach Raſtatt, Neu
breiſach, Hanau, Kaſſel, Münſter, Düſſeldorf, Aachen,
Gleiwitz, Straßburg (Weſtpreußen) und Jnowraclaw ver
legt. Das Blatt veröffentlicht ferner eine Kabinetsordre
über die Einführung eines leichteren Jnfanterie-
Gepäcks.

Schule und Erziehung.
Unterſtützung der Hinterbliebenen von Geiſtlichen

und Lehrerxn. Der Kultusminiſter hat, wie der „Halliſchen
Zeitung geſchrieben wird, die Anordnung getroffen, daß die
ur Unterſtützung der Hinterbliebenen von Geiſtlichen und
ehrern etatsmäßig beſtimmten Fonds, welche zur Zeit zumeiſtdirekt vom Miniſterium verwaltet wurden, in die Verwaltung

der mit den Verhältniſſen beſſer vertrauten ſtaatlichen Organen
in der Provinz übergehen ſollen. Hiernach haben die Regier
ungen die Fürſorge für die Hinterbliebenen der Geiſtlichen undElementarlehrer, die ProvinzialSchulkollegien aber die Für-
ſorge für die Hinterbliebenen der Lehrer ihres Reſſorts zu
übernehmen. An den Grundſätzen über die Verwendung der
Fonds tritt dadurch eine Aenderung nicht ein; jedoch iſt be
ſtimmt, daß diejenige Provinzialbehörde die zur Entſcheidung
auf den Unterſtützungsantrag zuſtändige ſein ſoll, in deren Bezirk
die Hülfsbedürftigen ſich dauernd aufhalten. Nur rückſichtlich
derjenigen Hülfsbedürftigen, welche ihren Wohnſitz außerhalb
des Preußiſchen Staates oder in der Provinz Hannover ge-nommen haben, verbleibt die Pflicht der Fürſorge derjenigen

Provinzialbehörde, in derem Bezirke der letzte amtliche Wohn
ſitz ihres Ernährers war. Auf die Relikten von Geiſtlichen
und Lehrern in der Provinz Hannover finden die Vorſchriften
einſtweilen nicht Anwendung, weil die Unterſtützung dort nicht
aus Staats, ſondern aus provinziellen Fonds erfolgt. Für
die Stadt Berlin wird die Verwendung der Mittel zu Unter
ſtützungen der Relikten von Geiſtlichen dem Konſiſtorium, die
Unterſtützungen der Relikten von Lehrern dem Provinzial
Schulkollegium übertragen, in den Stolberg'ſchen Graffchaften
übernimmt die Fürſorge für die Hinterbliebenen von Geiſtlichen
und Lehrern der Ober- Präſident der Provinz Sachſen.
Die neue Einrichtung tritt mit dem 1. April d. J. in Kraft.
Es ſind ſomit alle r r r der Hinterbliebenen von Geiſtlichen und Lehrern fortan an die
dem Obigen nach zuſtändige Provinzialbehörde und
nicht mehr an das Miniſterium zu richten.

Halle, den 15. März
(Der Abdruck unſerer Lokal nachrichten iſt nur mit

vollſtändiger Quellenangabe geſtattet.Am Mittwoch Abend wird im hieſigen Zweig-
verein für wiſſenſchaftliche Pädagogik Herr
Köhler ſprechen über das Thema: „Welche Stellung
ſollen die Volksſchullehrer u. ihre Seminare, insbeſ. aber
die, welche den Beſtrebungen HerbartZillers folgen, der
Handfertigkeitsbewegung gegenüber einnehmen?.“
(Jm Anſchluß an das Werk vom Seminarlehrer Mag-
nus: „Der praktiſche Lehrer“.)

Die Rechnungslegung über die im vergangenen
Herbſte ſtattgefundene Gartenbau Ausſtellung hat
jetzt ſtattgefunden. Danach ſetzte ſich die Einnahme
aus folgenden Poſten zuſammen: Geſchenke 970,00 Mk.,
Billet- Einnahmen 3646,25 Mk., Einnahme durch den Ver
kauf des Katalogs und Aufnahme von Jnſeraten 194,65 Mk.,
Standgeld 44,00 Mk., für verkaufte Gegenſtände 42,64 Mk.,

Summa 4897,54 Mk. Die Ausgabepoſitionen ſind
folgende: Für Gartenanlagen 2447,68 Mk. Drauckkoſten
657,09 Mk. Verſchiedenes 1628,.09 Mk. Frachten
49,28 Mk., Verwaltung 344,00 Mk., Summa 5126,14 Mk.
Mithin war ein Zuſchuß des GartenbauVereins in Höhe
von 228,60 Mk. nöthig.

Das Etabliſſement Freybergs Garten wird in Kürze
eine großartige Erweiterung erfahren. Wie wir hören, gedenkt
der Beſitzer den ſchon durch einen Anbau nach dem Garten zu
vor einigen Jahren vergrößerten Ballſaal um das Doppelte zu
erweitern und zwar nach der Magdeburger und Krukenberg-
ſtraße hin. Da der jetzige Zugang zum Garten- Reſtaurant von
der Krauſenſtraße aus wegen der dortſelbſt erſtandenen Häuſer-
fronten nicht mehr die frühere Romantik bietet, ſo iſt Herr
Brauereibeſitzer Freyberg mit Herrn Haaſengier um Erwerb
ſeines an der Magdeburger Straße belegenen Grundſtücks in
Verbindung getreten um ev. von hier aus den Haupteingang zu
ſeinem neu zu erweiternden Etabliſſement, was noch mehr Per-
ſonen als Prinz Carl faſſen ſoll zu führen. Daß nach ev.
Niederlegung des betreffenden Grundſtücks dortſelbſt ein monu
mentaler und einladender Bau erſtehen würde, braucht wohl
nicht erſt erwähnt zu werden.

Durch die Revier Executivpolizeibeamten werden zur
Zeit amtliche Recherchen bei den hieſigen Haus und Grund-
ſtücksbeſitzern darüber angeſtellt, wie groß die Zahl der in ihren
Vorder, Seiten- und Hintergebäuden befindlichen Schornſteine
iſt. Wie wir von betheiligter Seite erfahren, ſoll es ſich darum
handeln, die Stadt in vier abzugrenzende Kehrbezirke zu theilen
und ſolche je einem der vier anſäſſigen Schornſteinfegermeiſter
zuzuweiſen. Ob die Polizeibehörde im Einverſtändniß mit dem

Anwälte und Gönner ihr Verdikt in dem Bewußtſein abgaben, Magiſtrate in dieſem Falle von dem ihr nach S 77 der Reichs-

gewerbeordnung zuſtehendem Rechte Gebrauch macht. eine Tox
für Kehrlöhne für die betreffenden Gewerbetreibenden ſeſt
ſetzen, bleibt abzuwarten. iſt aber jedenfalls ſehr wahrſcheinl
damit das dadurch entſtehende Monopol wenigſtens nach de
pekuniären Seite hin begrenzt wird. r

Oeffentliche Stadtverordneten-Sitzung.
Montag 14. März.

Vorſitzender: Reg. Rath a. D. Gueiſt. Schriftführer r
Müller. Am Magiſtratstiſche: Oberbürgermeiſter Staude,
argerggr ten Schneider, Stadträthe Lohauſen, Jochmus,
ör. Krähe, Zernial, Hildenbagen, Keferſtein.

Der Vorſitzende macht die Verſammlung mit einer Zuſchrift
des Superintendenten D. Förſter bekannt, in welcher die
Stad verordneten zu dem Feſtgottesdienſte an Kaiſers Geburts
tage in der Kirche zu St. Ulrich eingeladen werden.

1. veſtſtellung des Etats der Gottesacker-Ver-waltung pr. 1887/88. Ref. Herr Colla. Der Etat, welcher
in Einnahme und Ausgabe mit 33 (080 balancirt, wird de
battelos mit mehreren Anträgen der r t genehmigt

2. Ertheilung des Zuſchlags um Pachtgebote für
den Sand- und Kiesgusladeplatz Nr. S in den Pulver-
weiden. Ref. Herr Stein hauf: Durch das Ableben des
Pächters iſt der Ausladeplatz pachtlos geworden und es ſt
bei dem Termine zur Neuverpachtung das Höchſtgebot mit 150
von der Wittwe Schade abgegeben worden welcher dem An-
trage des Magiſtrats entſprechend der Zuſchlag ertheilt wird.

3. Ertheilung der Decharge über die Rechnung der
Elementarſchulen pr. 1883/84. Ref. Herr Demuth macht
einige Bemerkungen zu der Rechnung und beantragt alsdann
die gtlaſtung welche von der Verſammlung ausgeſprochen
wird.4. Genehmigung eines Nachtrags zum Statut der
Sparkaſſe. Corref. Herr Colla führte aus, daß von dem
Herrn Oberpräſidenten der 26 des neuen Sparkaſſen Statuts
welcher über die für Sparkaſſenkapital zu beſtellende Sicherheit
handelt, abgelehnt worden ſei. Derſelbe verlanut, daß nicht der
25fache ſondern nur der 22 fache Betrag der Grundſteuer als
Beleihungsgrenze angeſehen werden ſoll. Der Magiſtrat wil
ſich nicht bei dieſer Entſcheidung des Herrn Oberpräſidenten
beruhigen. vielmehr Beſchwerde bei dem Miniſter des Jnnern
führen. Da aber eine Entſcheidung von dieſer Stelle noch vor
dem 1. April d. J. nicht zu erwarten iſt und hierdurch auch die
Beſtätigung der übrigen Beſtimmungen des Statuts und ins
beſondere des 8 27, veczögert wird. in welchem die Höhe des
Reſervefonds auf 10 Prozent feſtgeſetzt iſt, hat der Magiſtrat
beſchloſſen, durch einen Nachtrag zum alten Statut inzwiſchen
den Reſervefond auf dieſe Höhe zu normiren. Er geht hierbet
von folgender Erwägung aus: Nach der jetzt geltenden Ve
ſtimmung für den Reſervefond iſt derſelbe auf 15 Prozent nor
mirt und nach dem Verwaltungsberichte pr. 1886 iſt die Ge
ſchäftslage der Sparkaſſe eine ſolche, daß dieſer ſtatutenmäßige
Reſervefond erreicht nicht, vielmehr noch gegen 72 000 daran
fehlen, ſodaß alſo von Ueberſchüſſen zu gemeinnützigen Zwecken
nicht die Rede ſein kann. Bei einem auf 10 Procent feſtgeſetzten
Reſervefonds würden ſich die Ueberſchüſſe auf ca. 461 000
berechnen, welche dann zu einem Theile für gemeinnützige
Zwecke zur Verfügung ſein würden. Die Finanzcommiſſton hat
ſich aus dieſem Geſichtspunkte mit dem Magiſtratsantrage ein
verſtanden erklärt und empfiehlt die Annahme des Nachtrags
entwurfs. Derſelbe wird von der Verſammlung debattelos an
genommen.

5. Einſtellung des Betriebes der Kanal-Reinig-
ungs- Anſtalt und Löſung des Vertrags mit der Firma
Müller u. Co. in Schönebeck. Ref. Hr. Vr. Hüllmann.
Nachdem die von der Verſammlung Deputation von
dem Herrn Regierungspräſidenten v. Dieſt die Erklärung er-
halten hat, daß er zur Zeit noch nicht in der Lage ſe', über eine
genügende Leiſtungsfähigkeit der Reinigungs Anlage eine end
giltige Entſcheidung abzugeben“ und nachdem die Deputation bei
der gehabten Unterredung mit dem Herrn Regierungspräſidenten
den Eindruck gewonnen hat, daß derſelbe geneigt ſein werde, die
Verpflichtungen der Stadt zur Reinigung der Kanalwaſſer nach
Möglichkeit zu erleichtern, hat die gemiſchte Commiſſion in einer
Sitzung am 9. d. M. beſchloſſen, den ſtädtiſchen Collegien die
Einſtellung des Betriebes der Reinigungs Anſtalt und die Löſun
des Vertrags mit der Müller u. Co. zu empfehlen. Na
dem mehrmonatlichen Verſuchsbetriebe hat dies Verfahren u
das geleiſtet, was es verſprochen hatte. Zugeſtanden müſſe
werden, daß die Fällung beim Durchgange der Kanalwaſſer
durch die Anlage meiſt eine vollſtändige ſei und daß dies Waſſer
dementſprechend meiſt hell in den Fluß gelange; auch zeigen die
aus der Schlammmaſſe hergeſtellten Preßkuchen einen leidlichen
Dungwerth. Dagegen habe das Verfahren die beiden großen
Mängel, daß es ſehr üble Gerüche erzeuge, welche nicht nur die
Arbeiter, ſondern die Umgebung der Anſtalt in empfindlicher
Weiſe beläſtige und daß es vor Allem zu theuer ſei, denn die
Koſten würden ſich, die Reinigung für ſämmtliche Kanalwaſſer
angenommen, pro Kopf und Jahr auf mindeſtens 88 berech
nen und dieſe Summe könne die Stadt für dieſen Zweck alleinnicht wohl aufbringen, was ja auch von dem Herrn Regierunge
präſidenten anerkannt werde. Was nach Kündigung des Ver
trags und demzufolge nach Einſtellung des Reinigungsverfahren
geſchehen werde, darüber kann Redner keinen Aufſchluß geben;
jedenfalls aber vertraue man der Königl. Regierung, daß die
ſelbe der Stadt in dieſer Angelegenheit möglichſt entgegen kommen
werde. St.V. Herzfeld theilt die Ueberzeugung dec Commiſ-
ſion, daß das Müller'ſche Verfahren für unſere Stadt nicht in
Anwendung kommen kann, glaubt aber, daß es doch wohl zwed
mäßig ſei, mit der Kündigung des Vertrags zugleich eine An
frage bezüglich eventueller Ueberlaſſung der Maſchinen an
die Firma zu richten und er bringt einen dahingehenden Antrag
ein. Zur Begründung deſſelben führt Redner aus, daß man
bei den nunmehr nach eignem Ermeſſen anzuſtellenden Verſuchen
zur Reinigung der Abwäſſer doch vielleicht die eingebauten
Maſchinen ganz zweckmäßig verwenden könne und für den Fall
dieſer zweckmäßigen Verwendung möchte er empfehlen, mit der
Firma Müller eine Vereinbarung anzubahnen und dieſelbe
nicht ſo ohne Weiteres durch Vertrags- Kündigung abzuſtoßen.
Der Antrag ſei in keiner Weiſe bedenklich, da er ja nur für den
Fall der Brauchbarkeit der Maſchinen ihre eventuelle Er
werbung in Ausſicht nehme. Oberbü germeiſter Staude
erklärt ſich gegen dieſen Antrag, weil er glaubt, daß die Stadt
eine beſtimmte 4 in der Angelegenheit nur durch einfache
Kündigung des Vertrags gewinnen werde. Nach einer ein
gehenden Debatte, an welcher ſich die Herren Görlitz, Gneiſt,
Dehne und Lohauſen betheiligen, wird der Magiſtrats Antrag
auf Kündigung des Vertrags mit der Firma Müller angenommen.
der Unterantrag Herzfeld dagegen abgelehnt. Zugleich wird
auf Wunſch der gemiſchten Commiſſion dieſelbe noch durch einen
techniſchen Sachverſtändigen, und zwar in der Perſon des Com
merzienraths Dehne, ergänzt.

6. Erſetzung des Schlackenſteinpflaſters auf Trot
toirübergängen, Privater durch Sandſteinpflaſter.Referent: Herr Schulze (Brauereibeſitzer). Die Angelegenheit
welche durch einen allſeitig unterſtützten Antrag des St.V.
Meyer angeregt worden war, iſt von dem Magiſtrate in noch
weitgehender Weiſe aufgenommen worden und zwar inſofern
als derſelbe beantragt, nicht allein nach der Forderung des An
trags Meyer, den betreffenden Grundſtücksbeſitzern das Mo
terial unentgeltlich zu liefern, ſondern auch die Pflaſterungs
arbeiten aus der Stadtkaſſe zu decken. Die erforderliche Summe
iſt auf 6820 berechnet, wird ſich aber durch das Schlacken

S welches in den Beſitz der Stadt gelangt, um deſſen
erth von circa 5000 vermindern. Die Verſammlung er

klärt ſich mit dem Magiſtratsantrag einverſtanden und es ſpricht
nur Herr r. Hüllmann noch den Wunſch ans, es möchte mit
den gewonnenen Schlackenſteinen die Umpflaſterung der Nie
meyerſtraße erfolgen, welche ſeit langen Jahren ſchon auf die
dringende Umgeſtaltung des in der That ſehr mangelhaften
Kopfſteinpflaſters warte

7. Vergebung der Centralheizung für, die nenzu erbauende Bürgerſchule an der Oleariusſtraße
Referent Herr Kilburger erklärt, daß dieſe Angelegenheit no
nicht genügend votbereitet und ihre Berathung deshalb von der
Tagesordnung abzuſetzen ſei.

8. Bericht der Commiſſion zur Berathung der
wegen Einziehung von Bürgerrechtsgeld erhobenes

c
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ationen. Referent: Herr Herzfeld. Sämmtlichee bnen werden wegen ungenügender Begründung zurück

gewigſen willigung der Mittel zur Einrichtung eines
bei etwa eintretenden Epidemien zu benutzenden

8. Referent: Herr Vr. Hüllmann. Die Sanitätsan hat ſich zu der vom Miniſter geforderten Maßregel
für die Einrichtung der im Werge'ſchen Garten vorhandenen
Baracke entſchieden. Referent führt des Näheren aus, wie die
ſelbe nach ihrer örtlichen Lage hierzu beſonders geeignet er
ſcheine und in ihrer Einrichtung nur den verhältnißmäßig ge
ringen Aufwand von etwa 1700 erfordern werde. Die St.V.

ulze (Brauereibeſitzer) und Schramm erklären ſich aus
verſchiedenen Gründen gegen die Benutzung der Baracke im
Werge ſchen Garten und wünſchen die Lazareth- Anlage über-
haupt nicht in die Nähe des dichtbevölkerten Glaucha. Sie
dringen jedoch nicht durch und wird die Magiſtratsvorlage an
genommen.

Univerſitäten und Hochſchnlen.
Leipzig. Die vier unter den Studirenden hieſigerUniverſität bcſehenden Korps „Saxonia“, „Luſatia“,

Thuringia“ und „Gue iphalia“ ſind vom Kgl. Univerſi
täts ericht auf 3 Semeſter ſuspendirt worden. Die Maß-
regelung iſt durch Vorkommniſſe bei Menſuren veranlaßt
worden.

Kunſt, Wiſſenſchaft und Theater.
Urtheile Leopold, von Rankes über Kunſt theilt

H. Wichmann im „HZeitgeiſt“ mit: „Aus einer früheren Zeit,
lange vor der Epoche meiner kleinen Tiſchgeſellſchaften kehren
mir Worte Rankes ins Gedächtniß zurück, die mein Vater von
einem Gaſtmahle im Palais des Prinzen Auguſt zurückkehrend
uns rapportirte. Jn dem beim Prinzen verſammelten Kreiſe
von Künſtlern, wo Ranke vielleicht der einzige Gelehrte war,
that Cornelius ſeinem hohen Wirthe gegenüber den nicht

erade ſehr höflichen Ausſpruch: Königliche Hoheit! der Künſtler
ührt ein inneres Leben und das iſt es, was ihn über Könige

und Fürſten erhebt.“ Ranke trat, im Gefühle der Takktloſigkeit
ſolcher Worte, ſogleich als Advokat der Potentaten in die
Schranken und fragte Cornelius: „Giebt es denn unter den

ürſten keine Künſtler?“ Es hat mich dieſe kleine Epiſode bei
gret gewiſſen Analogie immer an das Ereigniß in Karlsbad
erinnert, als Beethoven, im Gefühle ſeiner künſtleriſchen All
macht, ſehr unberechtigter Weiſe einen Erzherzog von Oeſterreich
an ſich vorüberziehen ließ. ohne den Hut zu lüften, weil er den
erſten Gruß von dieſem erwartete, während doch Goethe mit
entblößtem Haupte ehrerbietig ſeine Reverenz machte. Man
ſollte es nicht glauben, daß ſelbſt bei ſo großen Männern, wie
Beethoven und Cornelius es waren, doch hin und wieder etwas
Bramarbaſirendes nicht ausgeſchloſſen iſt

Nach der erſten Aufführung der „Afrikanerin“ in Paris,
es ſind über dreißig Jahre ber, traf ich Ranke am folgenden
Tage im Tuileriengarten. Er hatte, wie ich, der Vorſtellung
beigewohnt. „Wenn die Unſterblichkeit ſo leicht zu erlangen iſt“,
rief er lachend, „wie dieſer Tölpel Vasco da Gama ſie ſich vom
erſten bis letzten Akt dadurch vindizirt, daß er uns immer vor-
fingt oder vielmehr vorſchreit: „O' est Iiwmortalité, c est
1'immortalité“, während er doch nicht einen Pfifferling dazu thut,
ſie ſich zu verdienen, ſo können wir Beide, Sie als Muſiker
und ich als Hiſtoriker, ſich auf den Lorbeer rechnen, der einſt
unſere Schläfe bekränzen wird, (Sich hat Ranke richtig prophe-
zeit, mir leider ſchlecht!) Vielleicht unterſtützt aber Meyerbeer
mit ſeiner Muſik die Karrikatur dieſes Helden, ſonſt wüßte ich
mir ſeine anſpruchsvolle Forderung nicht zu erklären. Doch,
unter uns geſagt, mein muſikaliſcher Geſchmack zweifelt daran,
ob auch dieſe Zuthat wirkſam ſein wird.

Von der Bühne ins Kloſter. Die Pariſer Geſell
ſchaft beſpricht gegenwärtig mit begreiflichem Jntereſſe die
rührende Geſchichte der bekannten Tragödin Rouſſeil, welche
im Begriffe iſt, den ſchon ſeit Jahren gefaßten Entſchluß, ins
Kloſter gehen zu wollen, auch wirklich auszuführen. Fräulein
Rouſſeil, welche ihre glänzende weltliche Karrière als Schul-
ſchweſter beenden will, hat nämlick den Einfall, vor ihrer Ein-
kleidung noch eine Benefiz- Vorſtellung anzukündigen, deren Er
trägniß zu ihrer Nonnen Mitgabe beſtimmt iſt. Einem
Journaliſten, der ſie jüngſt beſuchte, ſchilderte die Rouſſeil in
thränenreicher Erzählung die Geſchichte ihrer inneren Kämpfe,
die ſchon zu einer Zeit begannen, als ſie noch ein vielgefeiertes
und vielgeliebtes Weltkind geweſen. Die endgiltige Ent
ſagung, der ſich die Schauſpielerin hinfort widmet, hält ſie in-deſſen momentan nicht ab, ſehr ſorgfältig auf Alles bedacht zu
ſein, was die Zeitungen über ſie ſchreiben der betreffende
Journaliſt ſah die Magdalena eben im Begriffe, mit einer
roßen Scheere die über ihre „Affaire“ feinukeruch in ihr Reklame-Regiſter zu heften und bat ihren

Beſucher, er möge das Publikum von der irrigen Anſicht be
kehren, als ob ſie durch ihren Entſchluß die öffentliche Auf
merkſamkeit auf ſich lenken wollte. Sie bekannte, daß ſie Schul
den habe und vor ihrem Eintreten ins Kloſter ihre Gläubiger
mit dem Ertrage ihrer Benefiz- Vorſtellung befriedigen wolle.
Allein auch zu dieſem Schritte werde ſie ſich erſt nach Ein

olung des Rathes ihres Beichtvaters, des Paters Didon, ent
chließen, mit dem ſie ſchon ſeit Jahren in ſchriftlicher Beicht

korreſpondenz ſteht.

Aus aller Welt.
Die Frage: „Hat der Gatie das Recht, die an ſeine

Frau gerichteten Briefe zu öffnen?“ iſt kürzlich in der Kon
ferenz der Pariſer Advokaten bejahend beantwortet worden.
Der „Temps“ beruhigte ſich nicht mit dieſer juridiſchen Ent
ſcheidung, und von der ſehr richtigen Vorausſetzung ausgehend,
daß in dieſer Materie die gens de „lettres“ beiderlei Geſchlechtes
mindeſtens ebenſo kompetent ſind, als die Pariſer Advokaten,
ließ er ſich von Alexandre Dumas, Mr. de Preſſenſé, Madame
Adam und Georges de Peyrebrune unter letzterem Pſeudonym
verbirgt ſich bekanntlich eine vielgeleſene Romanſchriftſtellerin

ihre Anſichten über dieſe delikate Streitfrage mittheilen. Von
dem Verfaſſer von „Francillon“ wäre doch wahrlich eine kleine
Konzeſſion an die Frau zu erwarten geweſen. Aber der Meiſter
ſcheint doch nach dem bekannten Souper im Maison d'or etwas
mißtrauiſch eworden zu ſein: denn er ſagt rund heraus, daß die
Frau zum Gehorſam geſchaffen ſei und keine Geheimniſſe vor
ihrem Gatten haben dürfe. „Der Gatte, welcher an ſeiner Frau
zweifelt und Bedenken trägt, an ſie gerichtete Briefe zu öffnen,
iſt ein Dummkopf“ est un imbécils fügt er hinzu. Herr
von Preſſenſé wagt dagegen ſeiner Anſicht nicht Ausdruck zugeben, neigt indeſſen mehr dem Standpunkt der altfranzöſiſchen

Galanterie zu, das Briefgeheimniß nicht zu verletzen. Die beiden
Damen lehnen ſich aber offen gegen den Beſchluß der Pariſer
Advokaten auf. „Bei uns“. ſagt die ehemalige Leiterin der
„Nouvelle Revue“, „hatte die als untergeordnet behandelte Frau
bis jetzt einen Schutz in der von ihr ſelbſt überwachten Er-
iehung, die ſich in einer Form als franzöſiſche Galanterie zeigt.

enn man ihr dieſen Schutz nimmt, wenn ihr Gatte, vom Ge-
ſetze autoriſirt, die Geheimniſſe ihres Denkens überwachen darf
J. nun wohl, dann haben die Herren Advokaten ihren Klienten das
Recht grober Beleidigung zuerkannt und jeder Gatte wird frei ſein,
ſeinem Rechte als Herrn das des Despoten hinzuzufügen“. Noch
ſchärfer läßt ſich Georges de Peyrebrune aus: Die ſelbſt ge
ſetzliche Anerkennung dieſes JnquiſitorialRechtes wird die

rauen gewiß nicht ſehr geniren, Korreſpondenzen, die der ehelichen
ndiskretion entzogen werden müſſen, zu unterhalten. Ein
eder weiß. daß dieſe Spezial-Botſchaften nicht nur auf der

roßen Poſt cireuliren. Laſſen wir alſo ruhig die Herren
atten ſich freuen und triumphiren, wenn ſie ſo ungeſchickt und

chlecht erzogen ſind, Briefe zu öffnen, die nicht an ſie gerichtet
nd! Es wird ſie dies wahrhaftig nicht hindern das zu ſein,

was ſie verdienen, ſei es nur wegen berechtigter Repreſſalien
wie Franecillon dte Alſo Dumas mit ſeinen eigenen Waffen
geſchlagen! Vielleicht giebt ihm das Gelegenheit, öffentlich gegen
die falſche Auslegung ſeiner „petits mots und ſeiner Jntention
bei der Abfaſſung Francillons zu proteſtiren!

Le parfum de la femme. Unter dieſem Stich-
wort theilt Prof. G. Jäger in ſeinem neueſten Monatsblatt

folgenden Zeitungsausſchnitt mit. „Jn Paris wird es als Be
weis der guten Beziehungen zwiſchen Frankreich und Mada-
askar betrachtet. r der franzöſiſche Reſident Le Myre de
ilers dem feierlichen Bade der 24jährigen Königin Ranavalo

Majahka III. in Geſellſchaft des ganzen Hofs und der Miniſter
beiwohnen durfte. Ueber dieſe Ceremonie, welche alljährlich
einmal ſtattfindet, wird weiter berichtet: Das Feſt des Bades
fand unter großem Gepränge in Tananarivo ſtatt. Der fran
zöſiſche Reſident hatte den Fnrenglat auf einem Tabouret der
Königin gegenüber. Auch die übrigen fremden Agenten nnd
Conſuln wohnten der Feier bei, mußten aber, einem alten Brauch
zafo e, auf der Erde ſitzen. Nach dem Bade legte die Königin

en Schmuck von Gold und Korallen an, den ihr der Präſident
der franzöſiſchen Republik geſchickt hatte. Ferner wurden zum
Schluſſe alle Anweſenden mit dem Waſſer, in dem die
Königin gebadet hatte, beſprengt.“ Dazu bemerkt der
Apoſtel der Riechſeele und des Wollregimes: „Wer Weſen und
Bedeutung der Verwitterung kennt, der ſieht in dem Beſprengen
nicht eine bloße Ceremonje, ſondern eine ganz vernünftige Hand
lung des Jnſtinktes der Naturvölker.

Cetti, der Hungerer. Geſtern Mittag um 12 Uhr iſt
Cetti zu Berlin in den vierten Tag ſeines Hungerns eingetreten.
Es iſt nunmehr ein Abkommen dabin getroffen worden, daß er
ſeinen Hungerverſuch auf vierzehn Tage ausdehnt und für jeden
Tag hundert Mark erhält, eine Summe, die für den erſten Tag

ſehr hoch, für den aber ſehr niedrig erſcheinen muß.
ieſer Betrag wird allerdings erſt noch aufgebracht werden

müſſen, und die etwaige Ueberſendung von Beiträgen an Herrn
Profeſſor Virchow oder Senator von Seiten ſich für die An-

Jntereſſirender iſt erwünſcht. Cetti befindet ſich
eute in erſtaunlichem Wohlſein. Am erſten Tage des Faſtens

nahm er 30 Gramm ab, am zweiten 470 Gramm, am dritten
502 Gramm. Genoſſen hat er am erſten Tage Nichts, am
zweiten 300 Gramm Waſſer, am dritten 600 Gramm Waſſer
und zwar nur filtrirtes Leitungswaſſer ohne rig des ihm
geſtatteten Vichy. Die Ueberwachung iſt eine ſehr ſtrenge, jede
Möglichkeit einer Täuſchung ausſchließende. Auf Schritt und
Tritt iſt Cetti von zwei Aerzten begleitet. auch am Sonntag,
als er eine einſtündige Spazierfahrt unternahm. Man proto-
kollirt jeden Schluck Waſſer, trägt jede Cigarrette in den Tages
bericht ein und verzeichnet jede Minute Schlaf. Geſtern Mittag
bewies er ſeine Friſche, indem er über eine 3 Fuß hohe
Barrière fortſprang. Auf die Preſſe und die Polizei, welche
ihm das „Geſchäft' verdorben haben, iſt er erklärlicher Weiſe
ſehr ſchlecht zu ſprechen.

Aus der Provinz Sachſen und ihrer Umgebung.
Der Abdruck unſerer Origina' Correſpondenzen iſt nur mit

Quellenangabe geftattet.

(D Köſen, 14. März. Kaiſers Geburtstag)
ſoll nach folgendem Feſtprogramm hier gefeiert werden.
Am Vorabende Zapfenſtreich und Fackelzug, am 22. März
früh 6 Uhr Reveille, ſpäter Gottesdienſt, Aufzug des
Krieger Vereins, der ſtädtiſchen Behörden, Vereine,
Schulen, Feſtmahl im Hotel Ritter, Nachmittags Concert,
Abends Ball auf der Kaiſer -Wilhelmsburg, und in
anderen Localen. 100 Perſonen, von der Excellenz herab
bis auf die ſchlichten Handwerker, haben ſich beretts zur
Feſttafel angemeldet.

Deſſau, 14. März. (Kaiſers Geburtstag. Vom
Hofe.) Der Gemeinderath hierſelbſt bewilligte in ſeiner vor
geſtern Abend abgehaltenen Sitzung einſtimmig die Koſten zur
Ausführung des Fackelzuges am Vorabend des Geburtstages
des Kaiſers und ertheilte die Genehmigung zur Feſtlichen
den des Rathhauſes an dieſem Abend. Es wurden zu
dieſem Anlaß 500 auf die Stadtkaſſe angewieſen. Jm
Coswiger Gemeinderath entſtanden leider, als es ſich darum

über die Veranſtaltung eines Feſtdiners an dieſem
ohen feſtlichen Tage zu beſchließen, unliebſame Differenzen

dadurch; daß man der Anſicht huldigte, die bei den letzten
Reichstagswahlen auf Seiten der Reichsfeinde geſtandene Bür-
gerſchaft von der Theilnahme auszuſchließen. Eine heftige
Fehde zwiſchen der Bürgerſchaft und Stadtvertretung war die
Folge des Beſchluſſes und die deutſchfreiſinnige Preſſe greift
dieſe Gelegenheit auf, ihren ganzen Zorn über den Antragſteller
im dortigen Gemeinderath auszugießen. Es iſt tief zu beklagen,
daß der hohe Freudentag. den das ganze deutſche Volk zu feiern
ſich anſchickt, dazu benutzt wird, den Parteihaß noch einmal in
ſeiner ganzen Größe zu entflammen. Der Herzog und Ge-
mahlin kehrten mit dem geſtrigen Abendzuge von Berlin zurück
und waren im Hoftheater anweſend.

pt. Leipzig, 14. März. (Verſchiedenes.) Die von uns
bereits angekündigten Streike werden wohl in Kürze ihren
Anfang nehmen. Die Schneider wollen am 20. d. M. und
die aurer am 1. April die Arbeit einſtellen, dafern die
Prinzipale die en Forderungen nicht erfüllen. Hierfür iſt
indeß wenig Ausſicht vorhanden. Der vorige Woche in
Volmarsdorf verunglückte Knabe wird leider zeitlebens ein
Krüppel bleiben. Derſelbe ſpielte, wie gemeldet, mit anderen
Knaben auf einem Wagen und hatte gerade den Daumen der
linken Hand in den Ring einer Spannkette geſteckt, als er von
einem der Mitſpielenden aus Scherz einen Stoß erhielt. Er
ſtürzte vom Wagen und riß ſich thatſächlich den Daumen und
ein Stück Flechte bis zum Ellenbogen ab. Die Umgebung des
Mendebrunnens wird bald eine beſſere werden. Um zu ihm zu
gelangen mußte man bis jetzt den in ſehr ſchlechtem Zuſtande
befindlichen Auguſtusplatz paſſiren. Dieſe ſchlechte Paſſage wird
in Wegfall kommen, da quer über den Platz eine Asphaltſtraße
gelegt werden wird.

Perſonalien.
Die Halliſche Zeitung erfährt: Dem Regierungs

Aſſeſſor Hengſtenberg zu Frankfurt a. O. iſt die kommiſſa
riſche Verwaltung des Landrathsamtes im Kreiſe Lauban, Reg.
Bez. Liegnitz übertragen worden. Der Regierungs- Aſſeſſor
Türcke zu Königsberg iſt mit der kommiſſariſchen Verwaltung
des Landrathsamtes im Landkreiſe Emden, Regierungsbezirk
Aurich, beauftragt worden. Der ſeitherige Bürgermeiſter der
Stadt Herford, Quentin, iſt in gleicher Eigenſchaft für eine
fernere zwölfjährige Amtsdauer beſtätigt worden.

Jnduſtrie und Handel.
Die Reichsbank hat den Zinsfuß für Ankäufe von

Wechſeln im offenen Marke allgemein auf 212 Proz. her
untergeſetzt. Auf dem Geldmarkt erhält ſich der Privat
diskont von 2 Proz. und man ſieht für die nächſte Zeit keine
Steigerung voraus, wenn nicht politiſche Verhältniſſe dies wider
Erwarten bewirken. Von London aus wird berichtet, daß auch
dort Geld ſehr billig iſt und daß vielleicht der nächſte Donners
tag ſchon eine weitere Ermäßigung des Bankdiskonts bringt.

Die Sitzung des Aufſichtsraths der Deutſchen Bank,
in welcher die Abſchlüſſe für das abgelaufene Geſchäftsjahr
vorgelegt werden ſollen, iſt jetzt auf den 30. März anberaumt
worden. einige Tage früher, als man bisher annahm.

Jn der am Sonnabend abgehaltenen ordentlichen Ge-
neralverſammlung der Eisleber Diskonto- Geſellſchaft
wurden die Anträge des Aufſichtsraths genehmigt und ihm ſo
wohl wie auch dem Vorſtande einſtimmig Decharge ertheilt.
Von den ausſcheidenden Aufſichtsraths Mitgliedern wurden die
Herren Juſtizrath Hof und Kaufmann Steinkopf wieder und
ſtatt des Gutsbeſitzers Arnold Herr Rentier Billing, der Mit
gründer der Geſellſchaft, der bis vor Kurzem dem Vorſtande
angehörte, uen gewählt

Die Aktien der Roſitzer Braunkohlenwerke, welche
geſtern in Berlin in den Verkehr kamen, wurden zum Courſe
von 64 Proz. gehandelt.

Aus Magdeburg, 12. März, wird der „B. B. Z.“
geſchrieben: Die Kali-Jnduſtrie begrüßt die Eröffnung der
Schifffahrt mit großer Freude. Mit den zahlreichen Verlad-
ungs-Dispoſitionen, welche in dieſer Woche eintrafen, verbanden
ſich ſehr belangreiche neue Aufträge und vorausſichtlich wird,

was letztere betrifft, dieſer Monat den ſchon günſtigen Februar
noch übertreffen. Die Transportfähigkeit der Eiſenbahn von
Staßfurt nach der Elbe iſt vollſtändig in Anſpruch genommen.
Durch die raſtloſen Fortſchritte der Chemie hat die Fabrikation
von Nebenprodukten des Chlorkaliums eine früher nicht geahnteBedeutung und Ausdehnung gewonnen, und kalkulirt g die
Herſtellung des letzteren dadurch billiger, daß Laugen und Ab
fälle, die früher meiſt werthlos waren, jetzt Gewinn bringende
Verwendung zur Fabrikation von Nebenprodukten finden. Na
mentlich iſt dies zutreffend bei einigen größeren Fabriken, die
ſich einer vorzüglichen Leitung erfreuen. Durch die beträchtliche
Erhöhung der Förderung und Produktion ſtellen ſich auch die
Fabrikations keit Verwaltungskoſten relativ weſentlich billiger;
ſo haben ſich z. B. auch die Förderungskoſten des Ludwig II.
durch die im vorigen Jahre hinzugetretene Förderung von
Steinſalz und Kaliabfallſalzen ſehr bedeutend verringert, und
da ferner die Förderung des Ludwig II. durch die allgemeine
Förderungserhöhung ein Mehr von ca. 1000 Ctr. Carnallit pro
Tag beträgt, ſo wird ſich für dieſes Rechnungsjahr ein weſent
lich böherer Reingewinn für die Gewerken ergeben. Man
ſchätzt dieſen Reingewinn, welcher zur Ausſchüttung an

eopoldsAktionäre der Vereinigten Chemiſchen Fabriken zu dhall und der Chemiſchen Fabrik zu Stahfurt gelangt, um min

deſtens 50 Proz. höher, als der des vergangenen Jahres war.
Nach dem Geſchäftsbericht der Greppiner Werke

werden bei einem Bruttogewinn von 316 212 .4 ſ 1886
105 247 .4 zu Abſchreibungen verwendet und nach Reſerveſtell-
ungen, wie bereits gemeldet, 5 Proz. Dividende gezahlt. Das
Reſultat rührt weſentlich von der Briquettesfabrik und e ner
Aufbeſſerung im Kohlenverſand her. Auch die Ziegelei und
Terrakottenfabrik ergab ein befriedigendes Reſultat. Die Aus
ſichten für das neue Jahr ſind wieder befriedigend.

Der Aufſichtsrath der Breslauer Wagenbaugeſell-
ſchaft (Linke) beſchloß, der Generalverſammlung die Ver-
theilung von 42 pCt. Dividende vorzuſchlagen hierzu liefert
das Erträgniß des vorigen Jahres 4 pCt. der Dispoſitions
fonds pCt.Der Aufſichtsrath des Deutſchen Rhederei- Vereins
in Hamburg hat beſchloſſen die General Verſammlung auf
den 26. ds. zu berufen und derſelben die Vertheilung einer Di-
vidende von 20 vorzuſchlagen.

Der Bochumer Gußſtahl-Ver ein wird ſich,, wie
die „Rh.-Weſtf. Ztg.“ ſchreibt, an einem großen Eiſenwerke in
Jtalien Tardy u. Renech in Savona betheiligen und ge
meinſchaftlich mit dieſem, unmittelbar am Hafen in Savona, ein
Stahlwerk errichten

Der Einlöſungskurs der Kupons und gezogenen
Stücke der 3proz. Prioritäten der öſterreichiſchungariſchen
Staats Eiſenbahn iſt für die Woche vom 14.--19. d. M. auf
80,66 Mark für 100 Francs feſtgeſetzt. Der Einlöſungskursfür öſterreichiſche Silberkupons iſt von 159 auf 15950 Markt
für 100 Fl. erhöht.

Das Wiener Organ der Zuckerinduſtriellen meldet, daß ſich 18
Zuckerfabriken Böhmens und Mährens entſchloſſen
hätten, in der Campagne 1887/88 den Betrieb entweder ganz
einzuſtellen oder zu beſchränken.

Aus London wird gemeldet: Der Silber markt war
mangels Jndiſcher Nachfrage ſehr ſtill, aber ſtetig Barren
ſchloſſen zu 46 1.16. d. per Unze nominell. Mexikaniſche Dol
lars kamen 7500) E im Werthe herein, die zum Schmelzwerthe
begeben wurden. da für klingende Münze keine Nachfra je vor
handen war. 2400 E wurden nach Shanghai verſchifft.

Schiffsverkehr und Seeweſen.
Bremen, 14. März. Die Rettungsſtation Stralſund

telegraphirt: Am 14. März von der deutſchen Kuff „Lisbeth“,
Kapitän Freitag. vor dem Hafen von Stralſund jekentert,
zwei Perſonen gerettet durch das Rettungsboot der Station
Stralſund.

Hamburg, 14. März. Der Poſtdampfer „Allema-
nia“ der Hamburg- Amerikaniſchen Packetfahrt Aktiengeſellſchaft
iſt, von Hamburg kommend, am 12. d. in Sant Thomas ein
getroffen.

Bremen, 14. März. Die Rettungsſtation „Putgar-
den“ telegraphirt: Am 14. März von dem deutſchen Ever
„Geſiene“, Kapitän Roefer, geſtrandet bei Warnkewitz auf Rügen,
3 eonen gerettet durch den Raketenapparat der Station Put-
garden.

Halleſche Getreide- und ProductenBörſe.
Halle a S., 15. März. (Preiſe mit Ausſchluß der Maklergebühr

per 1000 Kilogramm netto). Weizen feſter, 150-159 Land
weizen bis 163 Roggen flau, 1000 Kilogr,, 125--120. Gerſte
flau, Futtergerſte 120--135 Vandgerſte 140--152 Chevalier
gerſte 156--168 Hafer ſtark angeboten 1000 Kilo 118--122
A. Mais 1000 Kilo Raps ohne Angebot. Rübſen1900 Kilo Erbſen 1000 Kilo 150--170 .4, feinſte über
Votiz. Kümmel excl. Sack per 100 Kilo netto ohne Notiz.

r Faß o. 100 Kilo Jnhalt pro 100 Kilo netto 33,50

c cè;]e c e W W[Nachdruck verboten.

Hallesohes Stadt Theater.
Dienstag, den 15. März. Beginn 7 Uhr Abends.

112. Abonnements- Vorſtellung. (Gelbe Karten.)

„Die Jüdin.“
Große Oper in 5 Akten von 8 Scribe, Muſik von

alévy.

Adolf Pfeiffer.

Adolf Uttner.
Moritz Hindemann.
Georg Schaffnit.

Jgn. Zimmermann.

Guſt. Memmlera. G.

Kaiſer Sigismund
Cardinal von Brogni, Präſident des

VKoncilium
Fürſt Leopold, kaiſerl. Feldherr
Ruggiero, Oberrichter von Conſtanz
Albert Hauptmann in der kaiſerl.
GardeElegzar, e. reicher jüdiſcher Juwelen-

händler ePrinzeſſin Eudoxia, Nichte d. Kaiſers
und Verlobte Leopolds C. Charles-Hirſch.

Recha, Eleazar's Tochter Carrie Goldſticker.
Kardinäle; geiſtliche und weltliche Fürſten; Großwürden-
träger; Offiziere; Waffenherolde; Bürger u. Bürgerinnen;

Juden; Ausrufer; Pagen; Diener; Henkersknechte;
Ordensgeiſtliche c.

Die Handlung ſpielt 1414 in Conſtanz während des
damaligen Concils.

Jm 3. Akt: Grand pas d'Artieu, arrangirt von Joſefine
Strengsmann, ausgef. vom Solo-Balletperſonal.

e e
Revpertoir (von der Direktion Mittwoch
Uhr „Der Hüttenbeſitzer“ (weiß), in Naumburg

Fra Diavolo“; Donnerstag „Der Salontyroler“ (roth);Segag „Tannhäuſer“; Sonnabend „Die Jungfrau von
rleans“ Sonntag 3 Uhr „Der Troubadour“, 7 Uhr

„Geier-Wally“.
Jn Vorbereitung: Die Grille“, „Das Glöckchen

des Eremiten“, „Julius Caeſar“. „Clavigo“, „Auf
hohen Befehl“, „Der Königslieutenant“, „Hamlet“, „Die

„Das Nachtlager von Granada“, „Angoèle“,
„Dinorah“.

h
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Ermittelte Preiſe des Großhandels pro 100 Kilo Netto.
Linſen 2282 Bohnen 14-15, 00. Mohnſamen ohne
Angebot. Kleeſaaten, Roth 80--90 Weiß 60--110
Schwediſch 60--100 Esparſette 24-26 Futter-
artikel: Futtermebl 13-14 Noggenkleie 9.75
Weizenſchaalen 8,25-—8,50 Weizengrieskleie 3,50
Malzkeime, helle 9.50-10,50 .4, dunkle 8,50--9 Delkuchen
11.76 12,25.4. Malz 27--28.4. Rüböl 44 PetroleumEolaröl 0825 11,50-- i Spiritus 10665
SiterProcent matt, Kartoffelſpiritus 38,50 Rübenſpiritus

Markktberichte.

Prqgdesnrg, 11. rrlajfs 5 m
n Anucker uckera cl. 96 19,70-20.00-4. Kornzucker von 95

ornzucker 889 Rend. 18.80--19,10 .4. Nachprodukte 750 Rend.
15,00-—16,60 Tendenz: Stetig.

ffein Brodraffinade 25,50.4. fein Brodraffinade 25,00--26, 25
T r zeſeſinade 24,00--24,50 Gem. Melis I. 23,25

endenz: Feſt.
GBerlin, 14 März. Weizen per 1000 Kilogr. loco feſt, Ter

mine ſchwankend, gekündigt Ctr., Kündigungsreis .4 bez.
Loco 150--170 nach Qualität bez., gelbe Lieferungsqualität
160,5 .4 bez. per dieſen Monat 4 bez., per AprilMai
160,75 162,25 161,5 .4 bez., per MaiJuni 161,75—162,7
162,25 4 bez. per Juni-Juli 163--163,75 163 bez., per
Juli-Auguſt 4 bez., per AuguſtSeptember 4 bez. per

eptember Oktober 165-164.75 .4 bez. Weizen (neuer Uſance
mit Ausſchluß von Rauhweizen) per 1000 Ka. per AprilMai
167—-166.4 bez. Roggen S 1000 Kilogr. loco unverändert,
Termine matt gekündigt Ctr., Kündigungspreis -4 bez.
Loco 122-—128 nach Qualität bez., Lieferungsqualität 124 .4
bez., ruſſiſcher mittel 122,5, incl. guter 123,5-124 .4 ab Bahn
bez., per dieſen Monat 4 bez., per März April 4 bez,
per AprilMai 125--124,5 bez., per MaiJuni 125,5--125
bez., per Juni-Juli 126-126 5-1265,75 126 bez. Juli
Auguſt 127,25--127,5.4 bez. per 128 bez.,per Septbr.-Oktober 130-—128, 130 25--130 .4 bez. Gerſte
per 1000 Kilogr. flau, große und kleine 110-190 .4 nach Quali-
tät bez. Hafer per 1000 Kilogr. loco feine Waare beachtet,
mittlere und geringere Qual. vernachläſſigt, Termine flau, ge
tündigt Ctr., Kündigungspreis bez., Loco 100--133 .4
nach Qualität bez., Lieferungsqualität 103 bez., pommerſcher
mittel 114--117 bez., guter 119--124 .4 bez., ſeiner 126
bis 127 .4 bez., ſchleſiſcher mittel 1142-117 .4 bez., guter 118
bis 120 bez., feiner 122—126 bez., preußiſcher mittel 113
bis 116 .4 bez., guter 118--122 bez., feiner 124126 ab
Bahn bez., ruſſiſcher 100 106 ab Kahn und frei Wagen
bez., per dieſen Monat bez., per März April bez.
per April Mai 100-98,5 bez. per Mai Juni 101,5 bis
100.5 .4 bez., per Juni Juli 103,5--102 .4 bez., per Juli-
Auguſt 105,5—-103 5.4 bez., per SeptemberOktober 109,5.4 bez.

Mais per 1000 Kilogr. loco Termine flau, gekündigt
Ctr., Kündigungspreis 4 bez., Loco 100--113 nach Qua
lität bez., per dieſen Monat bez. per März April 4bez., per April-Mai 105 .4 nom. Erbſen per 1000 Kilogr.
Kochwaare 150-—200.4 bez., Futterwaare 119—128 .4 nach Qua
lität bez. Oelſaaten per 1000 Kilgr. gekündigt Etr.,
Winterraps 4 bez., Sommerraps bez., Winterrübſen

bez., Sommerrübſen 4 bez. Rüböl ver 100 Kilogr.
mit Faß, Termine feſter, gekündigt Ctr., Kündigungspreis

bez., loco mit Faß bez., loco ohne Faß 43,4— 43,6
bez., per dieſen Monat .4 bez., per April 4 bez.,
per April Mai 44,8--45—44,6 bez., per MaiJuni 4 bez,
per JuniJuli bez., per Juli Auguſt bez., per Aug.
Sept. bez., per Septbr. Oktober 45,8 bez. BVeinöl
per 100 Kilogr. loco bez., Vieferung r bez.Spiritus per 100 Liter à 100 10000 Liter, Termine
behauptet, gekündigt Liter, Kündigungspreis bez., loco

mit Faß 4 bez. ver dieſen Monat 38.2 bez,, ver März-
April 4 bez., per April- Mai 38.7—38.9-38.8 4 bez. per
MaiJuni 39.4 bez., per Juni-Juli 39,7—39,8 bez., per Juli
Auguſt 40,5-40,6 bez., ver Auguſt September 41-4l, I
41 bez., per September Oktober 41,6 bez. Spiritus
per 100 Liter à 100 10000 loco ohne Faß 38,12 bez.

Weizenmehl Nr. 00 23,00--21,50 Nr. e 21, O
bez., feine Marken über Notiz bez. Roggenmehl Nr. O u.
1 per 100 Kilogr. incl. Sack gut behauptet. gekündigt Ctr.
Kündigungspreis bez. ver dieſen Monat, per März Aprilund ver April Mai 17— 16.95 bez. ver MaiJuni 17,15
bis 17,10 bez. ver Juni-Juli 17,35—17,30 bez., per Juli
Auguſt 17,50--17,45 bez. per September- Oktober bez.

London, 14. März. (Schlußbericht.) Sämmtliche Getreide
arten ruhig, fremder Weizen kaum behauptet, Mehl williger,
runder Mais und Mablgerſte G te Hafer bis Sh
niedriger als vorige Woche,
Mais feſt.

Amſterdam 14. März. Weizen auf Termine geſchäftslos,
er Mai Roggen loco und auf Termine niedriger, per

ärz 119 à 118, ver Mai 119, per October 126 à 125.
Rüböl loco 23, per Mai 22 per Dezember 33.

Liverpool, 14. März Baumwolle (Anfangsbericht.)
u gaß liche Umſatz 10,000 B. Stetig. Tagesimvort
5000 B. davon für SpeSperr Wage r. Skulagtion und Export 1000 B. Stetig. Middl. amerikaniſche
Lieferung: April-Mai 5 Käuferpreis, MaiJuni 5 h Ver
käuferpreis, Juli- Auguſt 52 Werth.

Börſennachrichten.
Berlin, 14. März. Die Nachricht des .Standard“ von

einem Attentat auf den Kaiſer von Rußland übte nur geringen
Einfluß auf die Haltung der Börſe, weil ſie keinen Glaube
fand, und da auch im weiteren Verlaufe der Börſe keinerlei
Beſtätigung des obigen Gerüchts eintraf, befeſtigte ſich die Hal-
tung noch weiter. Das Geſchäft war, beſonders auf einzelnen
Gebieten, recht lebhaft.

Waſſerſtand der Saale bei Halle an der Königl. Schiffs
ſchleuſe bei Trotha am 14. März Abends am neuen Unterhaupt
2,74, am 15. März Morgens am neuen Unterhaupt 2.66 Meter.

Waſſſerſtand der Unſtrut am Brückenpegel bei Straußfurt
am 14. März 1,37 Meter.

Waſſerſtand der Elbe hei Magdeburg am 14. März am
Pegel 2,31 Meter.

er eeeeeeeeeeete

Telegraphiſche Depeſchen
Berlin, 14. März. Dem „Deutſch. Tagebl.“ zufolge

erweiſt ſich das Halsleiden des Kronprinzen als ein rechthartnäckiges und hat eine andauernde Heiferteit im Gefolge

gehabt. Der Patient hat ſich täglich kleinen Operationen
zu unterziehen, die Prof. Dr. Gerhardt mittelſt Einführung
eines Drahtes unter Anwendung von Cocain vornimmt.

Berlin, 14. März. Generalmajor v. Unger,
bis vor Kurzem Kommandeur des 4. Garde- Regiments
zu Fuß, iſt am Sonntag in Spandau geſtorben.

Nürnberg, 14. März. Jn Sachen des Orientzuges
über München tritt am 16. hier eine Konferenz zuſammen.

Zürich, 14. März. Wir haben hier bedeutenden
Schneefall; circa 3 Fuß hoch liegt der Schnee. Große
Störungen im Verkehr.

Charkow-Azow gar. 98,40bz

alzgerſte und amerikaniſcher

Halleſche Maſchinenfabr.

Paris, 14. März. Anarchiſten-Verſammlungey
fanden geſtern ſtatt, welche am Jahrestage der Ermordin
des Zaren Alexander deſſen Mörder feierten. Die Kann
bewilligte 21 Millionen zuc Deckung des endgiltigen Fehl
betrags der 1878er Weltausſtellung.

London, 14. März. Dem „Daily Chronicle“ zufolge
haben die Abeſſinier wieder einen Angriff auf Maſſauch
unternommen, ſind aber zurückgewieſen.

Verlag der Aktiengeſellſchaft Halliſche Zeitung zuVerantwortuch für clett u. s Dr. Ri ar Faln
für Vokales und Provinz Dr. Ewald Schulze beide zu Ha

Halliſcher Tages -Ralender.
Mittwoch, den 16. März:

Kal. UniverſitätsBibliothek (Friedrichſtr.) Geöffnet: von
9-12 Uhr Vorm. und 24 r achm. In den letzten zug
Dienſtſtunden werden v ausgeliehen u. abgegeben

BaptiſtenGemeinde: Ab. 2 Gottesdienſt im Verſammümg.
lokal zu C Triftſ. 10. Börfenverlammlung:
Vorm. 7 im Börſengebäude, gr. Berlin 13. Patentſchriften.
Leſezimmer': Magdeburgerſtr. 4. 1 hoch, geoöffret
von 8—12 Uhr Vormittags und von 2—6 Uhr Nachmittags
KunſtgewerbeVerein: Leſezimmer von Ab. 7. ab im h
n Verein jüngerer VBuchhändler: Abds. 8 Ver
ammlung im „Pfälzer e Kaufmänn. Verein
vom 13. Nov. 1870: Ab. S im Hotel Stadt Berlin.

ahn'ſcher Turnverein: Ab. 8-10 Turnſtunde in der ſtädt
urnhalle. Kaufmänniſcher Turn-Verein: Abends von

8 Uhr in der ſtädtiſchen Turnhalle Halleſche Volks-Lieder,
tafel: Abends 8 Uhr Uebungsſtunde in „Wilkes ſgeſtarrant
kl. Klausſtraße 8. Männerchor Abends 8—-10 Uebungſtunde im Reſtaurant zum „Reichskanzler“, Leipzigerſteh

Geſangverein „Helena“: Reſtaurant Forſthaus: Uhr
Ab. Uebungsabend des gemiſchten Chores. Katholiſqcher
Männer-Verein: Ab. v 8-10 im Reſtaurant Reichskanzler

Verein Einigkeit: Abds. 8 im „Reichskanzler“. Zither.
Verein „Harmonie“: Abds 7 Uhr Uebungsſtunde im
Reſtaurant „Roſenthal.“ Aich- und Wagageamt: großer
Berlin 16a2). Wochentags von 8--12 Uhr Mittags und 25
Uhr Abends. BVotaniſcher Garten: (gr. Wallſtr.
Wochentags 6--12 und 1--6 Uhr. Städtiſche Anſtalt ſir
Arbeitsnachweiſung. Jnſpektor Merten, Arbeitsanſtalt.
Verpflegungsſtatton J. für fremde Reiſende: ebendaſelbſt
Herberge zur Heimath: Mauergaſſe 6b.
errrrrrrrrreeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeer,

Familien Nachrichten.
Minna Herbst,

Richard Hoffmann,
Verlobte

Löbersdorf,
im März 1887. [2198

Statt beſonderer Meldung.
Geſtern Morgen entſchlief nach längeren Leiden zu Thal

3 ringen unſer lieber Vater, Groß und Urgroßvater der
entier

Carl Andreas Stechmesser
in ſeinem 81. Lebensjahre was hierdurch allen Freunden und
Bekannten tiefbetrübt anzeigen

S., den 15. März 1887. (2488Henriette Lindner geb. Stechmesser
nebſt Kinder.

Gölzau,

Halle a.

10 190, 00bz BOHeſterr. Staatsb. Mk. p. St 5 52 do. Südbahn Mk. p. St. 1 147,50b3 Große Ruſſ. Staatsb. gar. 3 74,00bzG Kette, Elbſchifff.“Geſ. 223 82,00b3 GBerliner Börse V. 14, März. Oſtpreuß. ar 5 84,50 G duge gar 2 97. 77 Körbisdorfer Zuckerfabr. 3 195,00B Gold, Silber und Papiergeld
do. do. St. Pr. 5 101 758 G Jelez-Woroneſch gar. 5 96, Leopoldshall, chem. Fabr. 5 104,25bz B Cours in Mark.

Ruſſ. r gar. 734237550 ar. 37 u t z23 13do. Südweſtbahn gar. 5,8059,30bz osco-Rjäſan gar. agdeburger Baubank 3 TPreußiſche und Deutſche Fonds. Saalbahn x 38,75b) G RjäſanKoslow gar. 7 Magdeburger Straßenbahn 9 198,00 Dollars per St.
105. 506 do. St. Pr. 3 92,90bzG Ruſſ. Südweſtbahnen (gar.) 4 82,90bz Nordhäuſer Tapetenfabrik 412101,106 Dutaten per St.Deutſche Reichs Anleihe dw Warſchau Wiener Mk. p. St. 13127 1, 7563 Trauscaucaſiſche gar. 3 65,6063 Staßſurt, chem. Fabrit 71/2[126,00036 Imperials per St.

do. 93 Weimar-Gera o 22, 90b Warſchau- Wiener II. III. Sudenburger Maſch.Fabr. 14 [162,00b46G apoleonsd'or per St.Preuß conſol. Staats Anleihe [195, J do. do. St. Pr. 2213 84 25 v. v. vI. 3 Feine Meſchinenſabrit 16 222 25036 Sovbereigns ver St. 20,326r d 1808 1627 h Werrabahn 211275,60036 Gotthardbahn IV. 5 1105, 106 Sugliſche Banknoten er Hr. 20Preuß. StaatsAnl. v. 1868 4 1102,506 Franz. Banknoten per s Fres 80, 45b;do. n 3, 32 39 eſterr. Banknoten per 100 l. 156, 60t,do. Staat S. e. 312 do. Silbercoup. (Berlineinlösb.) 159,50;d r Pien Linle: e 31 t Deutſche EiſenbahnPrioritäts Ruſſ. Banknoten per 100 Rb. 151/60

Ioo. 4 103,90 G e e ctien.ärti 312 99, 006a e ieiet n, 823 et zu. d. ſah tet Seſen 3 e 2. 3. N ſgfeerennen Ragert mreſchnungsGourfe:
Landſch. Central 101,90bz t 4 4 101, v00 Bz d 66, 808 de in. er z Be er zere un 1, Fl. zſterr, S 2 Mk. 100 Fl. holläand. 170z do. do VIII 4 1101, 90b3B Dividende 1885 Conſolvirt 3 107 25b Mk. 1 Dollar 4 Mk. 25 Pf. 100 RubelS Oftpreußiſche 32 36 do 16150038 Berliner Handels Geſ. 2 154, t S etireahätte *60733 z 326 Mt. 166 Fres. 80Mk. 1 Lſtr. 208tt.Zommerſche 65372 do. KRordbahn 1 101,806 Zraunſchw. Hann. Hypoth. 4 89. b De h pr. a. Se d“ 3663

2 de 181; Berlin Anhalter e 4 7 on s a. A. t 385 fenſche, neue a. C. Deutſche Bank 3325 önigs, 22J do. 96,606 Sertze.: Dresden u a 102,00bz36 2eutſche S s 137 e e an einSächſiſche 7- inGö 4 „606 Disconto Geſellſchaft 194,Salſhhe, altiandſch. 313 e a. 1 den et 1016 Manbegnrher r. R. 13 106 eipziger Börse V. 14. März.
do. neue 7063 i. 4 192,999 EffektenMaklerb., 509/0, E. 665 s z. Pr. B.Weſtpreußiſche 312 96, 4063 e A. 4 102,006 Gorhae r g t Saat St unkehlen s 1I4-56v20 zr 1 do. do. do. C. 4 102,00bz B o. junge 0 p- 2 55 do do St P 15 CS Kur- und Neumärkiſche 4 104,106 in Stetti VI. 102,25636 Leipziger Credit Anſtalt 9 169,256 do. St. pr. S Pfandbr. des Sächſ. Landw.S Pommerſche 1 1103,398 t 101736 Hiagbeburger Bantrerein 105.258 Weſteregeln Alkali 8 156,256 oredit- Verein 4 102, 406
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Deutſcher Reichstag.
8. Sitzung vom 14. März.

1 Uhr. Am Bundesrathstiſche: von Bötticher, von Caprivi,
pr. v. Schelling, Dr. v. Stephan, Dr. Jacobi n. A.

Der Abg. Gröber (15. Würtemberg), bisher Staatsanwalt,
iſt zum Landrichter ernannt. Er theilt dies dem Reichstage mit
der Anfrage mit, ob dadurch ſein Mandat als erloſchen zu betrachten
ei, Das Schreiben geht an die Geſchäftsordnnngskommiſſion.

Das Geſetz, betr. einige auf die Marine bezügliche Abände-
rungen und Ergänzungen des Geſetzes vom 27. Juni 1871
über die Penſionirung und Verſorgung der Militär-
perſonen u. ſ. w. wird in zweiter Berathung ohne Debatte ange
iommen.ß Es folgt die zweite Berathung des Marineetatds.
4 Bei Titel 1 der Ausgaben richtet

Abg. Nickert die Bitte an den Chef der Admiralität, die Ar
heiterentlaſſungen auf den Schiffswerften, namentlich auf der zu
Dauzig, angeſichts der außerordentlichen Schwierigkeiten, eine
andere Beſchäftigung zu finden, anf das Aeußerſte zu beſchränken.

Chef der Admiralität von Caprivit Jch bedanere von ganzem
Herzen daß durch die nothwendigen Arbeiterentlaſſungen eine
Anzahl von Menſchen brodlos wird, aber ich kann unmöglich im
reichsfiskaliſchen Jntereſſe neue Arbeiten erfinden, um die Arbeiter zu
behalten, ſie müſſen nothwendig abhängig bleiben von dem vorhan-
denen Bedürfniß. Dieſe Erſcheinung kommt zur Zeit in Frankreich
und England ebenſogut vor, nur mit dem Unterſchiede, daß dort
die Entlaſſungen, den größeren Marinen eutſprechend, zehnmal
rößer ſind. Es liegen dafür innere Gründe vor und zwar be-
teben dieſelben darin, daß die Lebensdauer der eiſernen Schiffe

größer iſt als die der hölzernen, und zweitens, daß man ſich bei
der Beſtellung des Bedarfs immer mehr den Privatfabriken zuwendet.
Hie Arbeiterentlaſſungen des laufenden Jahres treffen zu meinem
Bedauern die Werft Danzig am härteſten, die jetzt im Gange be-
ſindliche Entlaſſung wird auf 200 erſtrecken, während Wilhelms-
haven ſeinen Arbeiterbeſtand behalten wird. Danzig iſt eben weſent
lich auf Holzſchiffsbau angewieſen, iſt keine Ausrüſtungs- ſondern
Reparaturwerft und beherbergt keine Schiffe, welche im Mobil-
machungsfalle ſchnell in Dieuſt geſtellt werden. Das ſind die weſent
lichen Gründe, weshalb die Danziger Werft beſonders getroffen
wird. Wenn alſo die Marineverwaltung in der traurigen Noth-
wendigkeit ſich befindet, die Arbeitskräfte einzuſchränken, ſo iſt
Danzig der Ort, wo dies am erſten geſchehen kann und muß, denn
es werden die Reichsintereſſen dort nicht geſchädigt.

Abg. Kalle: Er beſteht allgemein der Wunſch, dem der Abg.
Rickert Ausdruck gegeben hat und auch der Herr Chef der Admiralität
theilt denſelben. Jch könnte Jhnen aus der ſoeben ſtattgehabten
Berathung in der Budgetkommiſſion mittheilen, daß gerade, um
weitere Arbeiterentlaſſungen zu vermeiden, von dem urſprünglichen
Gedanken, die zum Bau eines neuen Kreuzers im Marine-Extra-
ordinarium ausgeworfene Summe um 200 000 Mk. zu kürzen, Ab-
ſtand genommen worden iſt.

Der Titel wird bewilligt, ebenſo der Reſt des Marine-Etats
ohne Diskuſſion, ſoweit derſelbe nicht der Berathung der Budget
kommiſſion unterliegt.

Bei Titel I des Etats der Juſtizverwaltung richtet Abg.
Frhr. v. Mirbach (konſ.) an die verbündeten Regierungen

die Anfrage, ob in nächſter Zukunft eine Novelle zum Genoſſen-
ſchaftsgefetz vom 4. Juli 1868 zu erhoffen ſei, welche den ſeiner
Zeit dem Hauſe von ihm und ſeinen Freunden ausgeſprochenen
Wünſchen entgegenkomme, daß neben der Haftung der Genoſſen-
ſchafter mit dem r auch Theilhaftungen zuläſſig
ſein ſollen. Er und ſeine politiſchen Freunde legten dem Wunſche
erhebliche Bedeutung bei, daß dies in thunlichſter Bälde geſchähe.
Er hoffe, daß auch die andern großen Parteien ſich auf demſelben
Standpunkte befänden.

Staatsſekretär im Reichs-Juſtizamt von Schelling: Die An
ſchauungen der preußiſchen und, wie ich hoffe, auch der anderen
Regierungen begegnen ſich durchaus mit den Wünſchen des Herrn
Vorredners. Sie iſt überzeugt, daß ein Bedürfniß beſteht, Genoſſen-
ſchaften mit Theilhaft in unſere Geſetzgebung einzuführen. Was
die Frage anbelangt, welche Geſtaltung dieſe neue Gefſellſchaftsform
annehmen und wie ſie ſich eingliedern ſoll in das beſtehende Syſtem
des Geſellſchaftsrechts, ſo ſind darüber entſcheidende Beſchlüſſe noch
nicht gefaßt. Jch kann nur die Verſicherung geben, daß die ver
bündeten Regierungen der Fortbildung unſeres Geſellſchaftsrechts
fortdauernd ihre wärmſte Aufmerkſamkeit zuwenden.

Abg. Frhr. v. Buol (Reichsp.): Die in Deutſchland beſtehenden
Beſtimmungen über Lagerſcheine und Lagerpfandſcheine, die ſogen.
Warrants, leiden nach allgemeiner Anſchauung der betheiligten
Kreiſe an allzu einengenden Beſtimmungen und bedürfen dringend
der Erweiternng, wie ſie Belgien, Schweiz, Jtalien, Spanien und
Oeſterreich beſitzen. Ohne einen beſonderen Antrag zu ſtellen,
möchte ich hierzu die Anregung geben. Jn dieſem Sinne haben
ſich u. A. bereits der deutſche volks wirthſchaftliche Kongreß in
Mannheim und der Handelstag von 1882 ausgeſprochen, es möge
ſich die Reichsgeſetzgebung mrt der Frage beſchäftigen. Es iſt noth
wendig im Jntereſſe der Förderung des Waarenumſatzes und des
Kredits, daß die Lagerſcheine die Waare ſelbſt repräſentiren nnd
namentlich auch, daß zur Ausſtellung von Lagerſcheinen nicht nur
ſtaatliche Anſtalten, ſondern auch jeder Lagergeſchäftsinhaber be-
rechtigt iſt. Wie man hört, iſt eine reichsgeſetzliche Regelung der
Frage in Ausſicht genommen. Es wäre von großem Jntereſſe, zu
erfahren, ob dies wirklich der Fall iſt und ob dieſelbe in näherer
oder fernerer Zeit zu erwarten iſt.

Staatsſekretär des Jnnern von Bötticher: Die Frage be-
treffend, ob eine Ausbildung des ſogenannten Warrants-Syſtems
ſich im Fluſſe befinde. ſo ſind bei der Reichsregierung unmittelbare
Anregungen nach dieſer Richtung hin nicht eingelaufen. Dagegen
hat der preußiſche Miniſter für Handel und Gewerbe die Frage
aufgenommen und zwar dazu veranlaßt durch eine Reihe von Peti-
tionen, welche aus preußiſchen Handelsplätzen ihm zugegangen ſind. Es
iſt nun vom preußiſchen Miniſter für Handel und Gewerbe eine
gutachtliche Aeußerung über die Frage des Bedürfniſſes und in
welchem Umfange und nach welcher Richtung eine Abänderung un-
ſeres Handelsrechtes zu erfolgen habe, abgefordert worden von der
Generaldirektion des Seehandlungs-Jnſtituts und von dem Reichs
bankdirektorium, außerdem noch von einigen anderen Sachverſtän-
digen. Die Gutachten ſind zum Theil eingegangen und ich kann,
ohne mich weiter in Details einzulaſſen hervorheben, daß im All
gemeinen die gegebene Anregung eine günſtige Aufnahme in dieſen
Gutachten gefunden, das Bedürfniß anerkannt wird und daß, ſo
weit ich es überſehen kann, die Vorſchläge ſich wohl zur Durchfüh-
rung eignen werden. Allein die Gutachten liegen noch nicht voll-
ſtändig vor, und es hat deshalb dieſe Frage innerhalb der preußi-
ſcheu und Reichsregierung noch nicht zum Abſchluß gebracht werden
können. Jch hoffe aber, daß in nicht zu ferner Zeit die Vor-
ſtudien ihr Ende finden werden; dann wird es Zeit ſein,
ſich darüber zu unterhalten, ob und in welchem Maße eine Ab
änderung des Handelsgeſetzes ſtattfinden ſoll.

Abg. Diffené (nl.): Jch kann mich der Meinung des Abg.
v. Buol, daß eine Regelung der Warrantfrage wünſchenswerth iſt,
durchaus anſchließen. Auch die Mannheimer Handelskammer hat
dieſer Anſicht Ansdruck gegeben. Jch habe deshalb auch mit Be
friedignng ans dem Munde des Miniſters vernommen, daß die
Frage in Fluß gebracht iſt und daß wir einer Regelung derſelben
in abſehbarer Zeit entgegenſehen können.

Zu Titel 12, Kommiſſion zur Ausarbeitung des Ent-
wurfs eines bürgerlichen Geſetzentwurfs perſönliche und
ſächliche Ausgaben 225 000 Mk. nimmt das Wort

Beilage der Halliſchen Zeitung.
öffentlichung des bürgerlichen Geſetzbuchs nnnmehr in naher Zeit
bevor. Es iſt mir gegenüber der Befürchtung Ausdruck gegeben
worden, es könne bei dem Reichsjuſtizamt die Abſicht beſtehen,
dieſen Entwurf einem Buchhändler im ausſchließlichen Verlag zu
geben. Jch bin der Meinung, daß das ſehr bedenklich ſein würde,
da daun die Vervielfältigung des Entwurfs erheblich eingeſchränkt
würde. Jch würde mich freuen, wenn der Staatsſekretär darüber
eine Auskunft geben wollte.

Staatsſekretär Dr. von Schelling: Die Veröffentlichung des
Entwurfs des bürgerlichen Geſetzbuchs ſoll allerdings nach der
Beendigung der Arbeiten geſchehen, um den betheiligten Kreifen
Gelegenheit zu geben, Kritik an dem Entwurf zu üben. Die dazu
erforderlichen Maßnahmen ſtehen indeſſen nicht ſo nahe bevor, daß
Veranlaſſung wäre, ſchon jetzt darüber Beſchluß zu faſſen. Jch bin
daher nicht in der Lage, dem Abg. Munckel auf ſeine Anfrage eine
Auskunft zu geben.
Et t Titel wird bewilligt, ebenſo ohne Debatte der Reſt des
Ftats.

Es folgt der Etat des Reichsſchatzamts.
Abg. Frhr. v. Mirbach: Die Frage der Silberverkäufe hat
im vorigen Sommer eine heftige Erregung hervorgerufen. Jch
vertrat in dieſer Frage nicht den Standpunkt aller meiner
politiſchen Freunde, aber doch den der großen Mehrheit derſelben.
Der Reichstag hat im vorigen Jahre durch eine Reſolution die
Regierung erſucht, die Währungsfrage einer eingehenden Prüfung
zu unterziehen. Der Bericht der Generalverſammlung des Vereins zur
Wahrung derwirthſchaftlichen Jnterefſen von Rheinland und Weſtfalen
meint nun, darauf habe die Regierung implicite die Antwort ertbeilt
durch die Silberverkänfe im vorigen Sommer. Bei dieſer Sachlage
darf ich nicht ſchweigen. Dem jetzigen Vertreter des Reichsſchatz
amts mache ich jedoch keinen Vorwurf, weil die Frage der Silber-
verkäufe ſchon vor feinem Eintritt in dieſes Amt entſchieden worden
iſt. So umfangreiche Silberverkäufe kann man nicht vornehmen,
ohne einer Entſcheidung der Währungsfrage zu praäjndi-
ziren. Hält man die Rehabilitirung des Silbers für möglich,
wozu dann die Silberverkäufe? Hält man ſie für unmöglich, dann
war die Siſtirung der Silberverkäufe im Jahre 1879 ein ſchwerer
Fehler. Statt das Silber jetzt zu verkaufen, ſollte man lieber in
größerem Umfange Scheidemünzen ausprägen, an welchen überall
großer Mangel herrſcht. Dadurch hätte man einen Gewinn von
1,9 Millionen erzielt gegenüber einem Verluſt von 4 Millionen
durch die Manipulation der Silberverkänfe. Auch in England
hat man die Silberverkäufe der Reichsregierung als präjudizirend
für die Währungsfrage aufgefaßt. Bei der Nothlage der Land-
wirthſchaft haben die Silberverkäufe ein ſchmerzliches Gefühl der
Enttäuſchung hervorgernfen, weil wir die Rehabilitirung des Sil-
bers als ein Mittel zur Abhilfe der Noth anſehen. Jn
Berlin macht der wirthſchaftliche Nothſtand keinen ſo voll-
kommenen Eindruck, weil Berlin in dieſer Richtung gegen
über dem platten Lande und den anderen Städten in Folge
des Zuſammenfließens einer größeren Menge internationalen
Kapitals eine Ausnahme macht. Der Reichskanzler fagte im
Februar des vorigen Jahres ſelbſt, die Noth der Landwirthſchaft
iſt jetzt ſchwerer, als im Jahre 1879. Der preußiſche Finanzminiſter
hat in dieſem Jahre im Abgeorduetenhauſe geſagt, daß der Rück-
gang der Stenerkraft der Landwirthſchaft ein ſchreckenerregender
ſei, beſonders in den öſtlichen Theilen der Monarchie.
Selbſt in England, dem feſten Bollwerk der Goldwährung, iſt die
Frage der Wiederausprägung des Silbers einer königlichen Kom-
miſſion zur gründlichen Prüfung vorgelegt worden. Es iſt von
jener Seite eine ſchärfere Heranziehung der reicheren Einkommen
in einer Vorlage verſucht worden ich möchte Jhuen einen anderen
Vorſchlag machen: ziehen Sie, bitte, diejenigen Herren, die hier als
Reichstagsabgeordnete ſich mit Steuer und wirthſchaftlichen Fragen
beſchäftigen, in dem vollen Umfange perſönlich heran, der ſich
ergiebt aus dem Gewinn, der ihnen erwachfen könnte aus den
wirthſchaftlichen Maßnahmen, an denen ſie betheiligt ſind. Mir
perſönlich wäre eine ſolche Heranziehung außerordentlich angenehm,
denn ich würde mich viel freier bewegen können in Bezug auf wirth-
ſchaftliche Fragen. Legen Sie den Großgrundbeſitzern, die an ſich
ja ſchon eine bedenkliche Erſcheinung ſind, noch ein doppeltes Maß
von Steuern auf, insbeſondere denen, die Mitglieder des nach
Meinung der Herren anf jener Seite überflüſſigen Herrenhauſes
ſind. Jch möchte dann aber auch bitten, daß die Herren aus dieſer
Extraſteuer die Anſprüche zunächſt befriedigen, die uns in unſerer expo
nirten Stellnng der Wohlthätigkeit nach allen Richtungen hin erwachſen.

Jch lege in dieſer Frage auf das Urtheil des Abg. Bamberger,
deſſen Name unzertrennlich iſt von der Frage der Goldwährung,
der der eigentliche Vater derſelben iſt, den größten Werth, der auch
nicht gemindert wird durch die jetzige geringe Zahl ſeiner Partei-
genoſſen. Jch hebe dies hervor, gegenüber dem Abgeordneten

ichter, der im Jahre 1881 ausrief: „Wo ſind die Säulen der
konſervativen Partei, die Herren von Mirbach und Andere?“ Jch
will in dieſen Ton nicht fallen, es iſt weder großmüthig uoch vor-
nehm, dem Gegner ſeine Niederlage vorzuhalten, der ſie ſchon genug
ſelbſt empfindet. Jch lege alſo jetzt noch auf die Anſicht
des Abgeordneten Bamberger großen Werth. Seine Rede
vom vorigen Jahre enthielt, abgeſehen von einigen Ver-
dächtigungen auderer Parteien, die er lieber unterlaſſen
hätte, für mich nur einen ſachlichen Punkt von hervorragender
Bedeutung. Er ſagte, es wäre ſehr bedenklich, irgend welche
Prophezeiungen nach dieſer Richtung hin zu machen, der Höhepunkt
der Noth ſei aber wohl erreicht, wenigſtens ſei dies wahrſcheinlich,
wie er vorſichtig hinzufügte. Das Verhältniß zwiſchen Gold und
Silberwährung von 1: 15H ſei konſtant das eines Jahrhunderts
aber gerade das Gegentheil iſt eingetroffen, überall ſind die Preiſe
der landwirthſchaftlichen Produkte heruntergegangen.

Der Abg. Woermann ſagte ferner im vorigen Jahr, die Leiden
des Handels wären ebenſo groß wie die der Landwirthſchaft,
ſchwerer könne die Land wirthſchaft nicht leiden als der Handel.
Der Herr Abg. Woermann kennt ja die Verhältniſſe der Landwirth-
ſchaft gar nicht. Wenn man zwei Dinge miteinander vergleicht, ſo
muß man ſie ganz gleich kennen. Herr Woermann bat wenig-
ſtens auch zugegeben, daß die Landwirthſchaft darnieder läge. Bald
nach ſeiner Redeſagte aber der Bericht der Handelskammer von Hamburg:
Nach mehreren Jahren geſchäftlicher Muthloſikeit hat ſich in dieſem
Jahre eine erhebliche Wendung zum Beſſern gezeigt. Der Preis
der Waaren iſt, wenn man auf eine längere Reihe von Jahren
zurückblickt, immer noch ein mäßiger, indefſen geſtiegen. Nun hat
der Abg. Woermann den Beweis zu führen geſucht, und das iſt
ja der ſpringende Punkt der ganzen Sache daß nicht das
Silberagio Schuld an dem vermehrten Export aus Jndien
ſei, ſondern die vermehrten Eiſenbahnbauten, der Rück-
gang der Frachten u. ſ. w. Das iſt alles ſehr ſchön,
aber ſehr bald uachdem der Abgeordnete Woermann ge-
ſprochen hatte, erſchien ein Werk von einem Gelehrten, der
nicht Bimetalliſt iſt, dem Profeſſor Wolf in Zürich, der die Frage
objektiv eingehend ſtudirt hat. Der kommt auch zu der Anſicht:
Die zukünftige Geſtaltung des Silberpreiſes ſpielt in erſter Reihe
bei der Ausfuhr des indiſchen Weizens eine Rolle; die Entwicke-
lung der oſtindiſchen Weizenausfuhr iſt zuerſt gefördert durch die
Erniedrigung des Silberpreiſes. Die freiſinnige, liberale, demokra-
tiſche Frankfurter Zeitung“, ein Goldwährungsblatt, ſagte vor
einiger Zeit: „Der Rückgang der ruſſiſchen Valuta habe einen ſehr
bedeutenden Export von ruſſiſchem Weizen zur Folge gehabt.“
Daß ein ſolcher Rückgang der Valuta geradezu als Exportprämie wirken
muß, iſt ganz zweifellos, denn Rückgang der Valuta und Ausgleichuug
des Preiſes vollziehen ſich nicht gleichzeitig. Daß die Eiſenbahnbauten,
Rückgang der Frachten c. auch Einfluß darauf haben, will ich nicht
beſtreiten, ich mache auch nicht die Währungsfrage allein für alles

Abg. Munckel (dfr): So viel mir bekannt iſt, ſteht die Ver

welche an das Ausland hohe Zinſen zu zahlen haben, werden ſich
ſelbſt mit niedriger Valuta immerhin noch wohler fühlen
können, als wir, und ich lade den Abg. Bamberger ein,
einmal mein Gaſt in Rußland zu ſein, um dort die
Sache genau zu ſtndiren. Bezüglich Jndiens ſagt ein
offizielles Aktenſtück, der Bericht des öſterreichiſchen Konſuls von
Bombay vom Jahre 1886 über die Stabilität der Valuta, der
Jmport nach Jndien aus Ländern mit Goldwährung muß durch
die Entwerthung des Silbers offenbar leiden, und dieſer Umſtand
macht ſich immer mehr geltend. Die indiſche Konkurrenz wurde
durch die Silberverkänfe außerordentlich begünſtigt. Der Stand-
punkt des Kapitaliſten, der ſich ſagt, eine hohe Valuta
in Goldwährung muß mein Vermögen ſteigern, iſt patur-
gemäß ein ganz anderer als der des Landwirths.
Dem Reichskanzier, dem die deutſche Landwirthſchaft ſchon ſo viel
zu danken hat, iſt dieſelbe auch für die Siſtirung der Silberverkäufe
im Jahre 1879 ſehr dankbar geweſen. Hoffen wir, daß es endlich
zu der längſt von uns gewünſchten Rehabilitirung des Silber
werthes kommt. (Beifall rechts.)

Staatsſekretär im Reichsſchatzamt Dr. Jacobi: Es ſind in den
letzten Jahren von dieſer Stelle wiederbolt Erklärungen abgegeben
worden, daß es die verbündeten Regierungen gegenüber der ſo be
ſtrittenen und ſchwierigen Währungsfrage für ängemeſſen halten,
vorläufig eine abwartende Haltung einzunehmen. Die von dem
Vorredner erwähnte Thatſache, daß man in England zu einer Enquéte
bezüglich der Währungsfrage übegegangen iſt, wird, glaube
ich, für die Haltung der verbündeten Regierungen unterſtützend ſein.
Der Bundesrath hat über die ſeitens des Reichstags gefaßte Reſo
lution ſeinerſeits noch keinen Beſchluß gefaßt. Die Siſtirung der
Silberverkäufe erfolgte zu einer Zeit, als der Silberpreis weſentlich
zurückgegangen war und man fürchten mußte, dafß bei einem weiter-
gehenden Silberverkaufe ein erheblicher Druck auf den Silbermarkt
geübt werden würde. Der neuerliche Verkauf von Silberbarren
und eines Theils der eingeſchmolzenen Thaler an die ägyptiſche
Regierung geht aus dem Rahmen, der durch die von mir eben er
wähnten Vorgänge bezeichnet iſt, nicht hinaus. Die ägyptiſche Re
gierung wollte bei der hieſigen Münze Ausprägungen ſtatt
finden laſſen und es konnte uns dies nur erwünſcht ſein.
Es war Urſache, der ägyptiſchen Regierung zu Hilfe zu kommen,
Die Verkäufe an die ägyptiſche Regierung konnten ohne jedes
oſtenſible Hervortreten erfolgen und die Regierung wurde dadurch in
den Stand geſetzt, die bisherigen Zinsverluſte, die aus dem Lagern der
Barren erwuchſen, und die dadurch gleichzeitig herbeigeführte Schwä
chung der Betriebsfonds zu beſeitigen. Ein Druck auf den
Silbermarkt ſollte damit nicht geübt werden, iſt auch nicht
geübt worden, denn die Verkäufe vollzogen ſich vollſtändig
in der Stille. Jm November vorigen Jahres, als das Vor-
gehen der deutſchen Regierung bekannt wurde, befand
ſich der Silber Cours bereits in einer rückgängigen
Bewegung. Er ſtellte ſich am 30. November, an welchem Tage die
Sache in dieſem Hauſe beſprochen wurde, auf 46 Pence pro Unze
Standard. Er fiel allerdings am 2. Dezember auf 45, ſtieg aber
ſchon wieder am 3. Dezember und ſteigerte ſich am 7. bereits auf
464. Der Herr Abgeordnete hat auf die Aeußerung eines
engliſchen Blattes Bezug genommen wonach durch das
Vorgehen der deutſchen Regierung durch die Silberverkäufe
an die ägyptiſche Regierung, die Stellung der deutſchen Re
gierung entſchieden ſein ſollte. Mir ſind auch Aeußerungen
der Zeit zu Geſicht gekommen, in denen ausgeſprochen wurde, daß
der Preis des Silbers wieder geſtiegen ſei, ſobald der wahre Sach
verhalt bekannt wurde. Nun hat der Abgeordnete noch Bezug ge
nommen auf die nicht zu läugnende Thatſache daß ja auf deutſcher
Seite mit der Silberausprägung hätte weiter vorgegangen werden
können. Jn dieſer Beziehung habe ich zunächſt zu bemerken, daß
wir mit den Silberansprägungen bis auf den Maximalbetrag vor-
gegangen find, der zuläſſig war gegenüber den Reſultaten der
Volkszählung von 1880. Die Reſultate der Volkszählung
von 1885, welche eine Vermehrung der Silberausprägung um
etwa 16 Millionen geſtatten würden, lagen zu der Zeit, als mit
der ägyptiſchen Regierung verhandelt wurde, noch nicht vor, jeden
falls reduziren ſich danach weſentlich die 26 Millionen, welche der
Abgeordnete annimmt. Aber auch hiervon abgeſehen: es darf doch
mit der Silberausprägung nicht ohne Maß vorgegangen werden.
Die Regierung hat abzuwarten, inwieweit ein Bedürfniß
ſich nach dieſer Richtung hin kundgiebt, und wird
dieſem Bedürfniß folgen, ſobald es hervortritt, wie das
auch bisher geſchehen iſt. Ueber das Bedürfniß hinaus-
zugehen, würde wirthſchaftlich nicht richtig ſein. Und wenn der
Abgeordnete der Regierung gegenüber zuſammenrechnet einerſeits
die Verluſte, die entſtanden ſind durch Verkauf der Barren und
eines Theils der Thaler an die ägyptiſche Regierung und anderer-
ſeits die Gewinne, die hätten erzielt werden können, wenn man
mit noch weiterer Ausprägung von Silbermünzen vorgegangen
wäre, ſo vergißt der Abgeordnete, daß dieſe verſtärkte Ausprä
gung von Silbermünzen noch jeden Augenblick geſchehen kaun,
wenn eben ein Bedürfniß vorliegt, und daß jedenfalls, um eine
richtige Rechnung aufzuſtellen, nicht die eintretenden Verluſte
und die durch geringere Ausprägung von Silbermünzen entgaugenen
Gewinne zugerechnet werden dürfen. Jch glaube alſo, daß das
Vorgehen der Regierung, welches bemängelt worden iſt, ſich in dem
Rahmen gehalten hat, welcher auch früher von der Regierung als
der zutreffende und richtige bezeichnet worden iſt.

Abg. Dr. Bamberger (dfr.): Der erſte Theil der Ausführungen
des Abg. von Mirbach iſt bereits durch den Vertreter der ver-
bündeten Regierungen, ſoweit es demſelben nothwendig ſchien, er-
ledigt worden der andere Theil war rein gkademiſch, und Herr von
Mirbach hat wohl auch nicht erwartet, daß in dem gegenwärtigen
Augenblicke die Diskuſſion über dieſe intrikaten Fragen irgend
einen Schritt auf der Bahn praktiſcher Maßregeln weiter führen
würde. Jch brauchte ihm alſo gar nicht zu erwidern, wenn es nicht
die Höflichkeit erforderte, daß ich bei der verbindlichen Art, in
welcher er mich in die Diskuſſion gezogen hat, ihm antworte. Der
Abg' von Mirbach hat unſere Auseinanderſetzungen über dieſe Frage
vom März vorigen Jahres rekapitnlirt und hat mir vorgeworfen,
daß ich damals die bimetalliſtiſche Partei verdächtigt hätte. Nun,
der Rahmen dieſer Partei iſt ein ſo weiter, es ſind darin ſo viele
Elemente, daß doch vielleicht der eine oder der andere darunter des
Verdachtes nicht unwürdig iſt. Daß ich weder den Abg. von Mir-
bach noch Jemanden, den er ſeiner Bekanntſchaft würdigt, gemeint
habe, iſt ſelbſtveſtändlich. Jch habe damals auf einen ge
wiſſen Zuſammenhang zwiſchen der bimetalliſtiſchen Agitation
in Deutſchland und andererſeits in Nordamerika und Frank-
reich hingewieſen. Aber ich bezog mich durchaus nicht
auf Vermuthungen, ſondern ich habe einen beſtimmten Zuſammen-
haug nachgewieſen und ich konnte das ſogar illuſtriren durch ein
Schreiben eines hieſigen Führers nach Waſhington. Jch fühle
mich vollſtändig frei von den Vorwürfen, die mir Abg. v. Mirbach
entgegenſchlendert. Dann hat er mir eine falſche Prophezeiung
vorgehalten, die ich, wenn auch vorſichtig verklauſulirt, vorgebracht
hätte, als ich im März vorigen Jahres davon ſprach, daß vielleicht
endlich Zeichen vorhanden ſeien, daß der Niedergang der Geſchäfte
ſein Ziel erreicht hätte und jetzt wieder ein Jndiehöhegehen ſtatt
finde. Nun, wenn Abg. v. Mirbach mir hätte ein beſonderes
Kompliment machen wollen, ſo hätte er es nicht beſſer thun können, als
dadurch daß er an meinen damaligen vorſichtigen Ausſpruch er-
innerte. Denn es iſt gar keine Frage, daß ohne die politiſchen
Komplikationen in den letzten Monaten (Abg. von Kardorff:
Aha!) ja Herr von Kardorff, ſeien Sie vorſichtig mit ihren Pro-
teſten, Sie können ſich leicht verrennen ich ſage, die Thatſachen
ſprechen entſchieden zu meinen Gunſten. Es iſt notoriſch, nehmen
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den Herr von Mirbach ja zu leſen ſcheint, ſo konſtatiren
dieſe Blätter, und es iſt ganz bekannt, daß ungefähr
um die Jahreswende, ſogar ſchon im Herbſt, überall und beſonders
in Nordamerika, welches für uns ja ſehr wichtig iſt, eine Beſſerung
eingetreten iſt, daß eine Beſſerung im Preiſe, ein größerer Abſatz,
eine größere Jnnervation der ganzen wirthſchaftlichen Thätigkeit
fich kennbar machte, und nur die politiſche Verfinſternng des Hori
zonts hat es mit ſich gebracht ich ſage das nicht als einen
Vorwurf ſondern als eine Konſtatirung der Thatſachen

daß dieſe Bewegung wieder einen gewiſſen Einhalt
erfuhr, der ſie aber im Ganzen nicht hindern konnte.
Der Fortgang der Bewegung exiſtirt noch in derfelben Richtung,
und wenn der politiſche Horizont ſich weiter aufklärt, werden wir
wohl auch wieder auf den Ausgang zurückkehren, der ſich im Herbſt
gezeigt hat. Alſo wenn der Abgeordnete von Mirbach mich der
a z e zu überführen gedachte, ſo hat er ins Falſche
geſchoſſen, ni

Herr von Mirbach iſt weiter auf die Silberverkäufe eingegangen.
Da muß ich antworten: die Geſchichte handelt ſich um ein
paar Millionen. Alſo von ichtigkeit außer im Prinzip
ſind thatſächlich dieſe Verkäufe gar nicht geweſen. Selbſt was an
den paar Millionen, die da lagen, verloren ging, kommt nicht in
Betracht gegenüber den Verluſten, die ſeit dem Jahre 1879 vom
Reiche ertragen worden ſind. Die Sache iſt r nicht von Werth,
deswegen freue ich mich darüber, daß die Regierung trotz
der r von der Goldwährung zur Silberwäh-
rung zurückzukehren, die Silberverkäufe wieder aufgenommen
hat. eun Herr von Mirbach übrigens einen Schaden von vielen
Millionen herausrechnet, ſo kann man einen Schaden doch nur er
leiden, wenn man etwas unter Werth verkauft, nicht wenn man
über dem Werth verkauft. Widerſpruch des Abg. von Mirbach.)
Ja, Herr von Mirbach, wenn Sie glauben, daß die RegierungSchaden erlitten habe dadurch, daß ſie 6-7 Millionen Silber ver
kaufte, ſo läßt ſich dagegen ein einfacher Beweis anführen. Das
Silber iſt zu 47 Pence verkauft worden, heute ſteht es 46 Pence,
alſo kann die Regierung es mit 1 Penny, d. h. mit 2 Proz. Nutzen
zurückkaufen. Heiterkeit links.) Wenn der Herr von Mirbach mich
mit der Einführung der Goldwährung identifizirt, ſo iſt das etwas
ſtark dargeſtellt. Jch wollte, ich könnte für mich allein dieſes Ver
dienſt in Anſpruch nehmen, ich theile es aber mit andern Männern,
die eine größere Rolle in der Geſchichte des deutſchen Reiches
ſpielen. Jedenfalls rechne ich dies zu den beſten Dienſten, die ich
dem deutſchen Reiche leiſten konnte.

Daß es ein Fehler war, 1879 die Silberverkänfe einzuſtellen,
wird jetzt jeder einſehen, der den Dingen gefolgt iſt. Wenn man
glaubt, es war nicht richtig, die Doppelwährung gänzlich aufzu
geben, ſo war es doch jedenfalls ein Fehler, nicht mit 56 zu ver-
kaufen, anſtatt mit 46. Herr v. Mirbach meint, ſtatt zu verkaufen,
hätte man Scheidemünze prägen ſollen. Darauf iſt ihm ſchon die
richtige Antwort vom Regierungstiſche gegeben. Man macht nicht
Scheidemünze, weil man Silber liegen hat, ſondern unr, wenn ein
Bedürfniß danach im Lande iſt; das letztere hätte er alſo be-
veiſen müſſen.

Der Herr Abg. v. Mirbach hat nun geſagt: ſelbſt das in der
Goldwährung ſo halsſtarrig verfahrende England denkt jetzt dar
über nach ob nicht zum Bimetallismus zurückzukehren ſei. Das
ſagt man ſchon ſeit vielen Jahren und wir ſchütteln ſeit vielen
Jahren ungläubig das Haupt dazu. „England, das ein viel
größeres Jntereſſe an der Hebung des Silberpreiſes hat als
Deutſchland, hat jetzt eine Kommiſſion zur Prüfung der Sache ein
gefetzt!“ Was heißt das? Das iſt ein Schrei der Verzweiflung,
wenn man keinen anderen Weg weiß.

Jm Uebrigen, worüber beklagen Sie (rechts) ſich? Sie haben
im vorigen Jahre mit Mehrheit den Beſchluß gefaßt, die Re-
gierung aufzufordern, daß ſie darüber nachdenke, ob nicht etwas in
der Währungsfrage zu thun ſei. Nun, die Regierung denkt noch
darüber nach. (Große Heiterkeit.) Sie iſt nicht ſo ſchnell damit fertig
wie ein landwirthſchaftlicher Verein, in welchem der Herr v. Mirbach
einen Vortrag hält und dann ein einſtimmiger Beſchluß gefaßt
wird. Die Regierung iſt langſamer. Für Sie (rechts) iſt es nicht
ungefährlich, die Regierung noch einmal anfzufordern, darüber nach
zudenken denn wenn man ſelbſt nicht ganz gewiß über eine Sache
iſt, darf man ni.ht andere Leute auffordern, darüber nachzudenken.
Ich glanbe, Sie haben ſich mehr geſchadet als genützt; je länger
die Regierung nachdenken wird, deſto weniger wird ſie die Doppel
währung einführen. Heiterkeit und Beifall.)

Abg. von Kardorff (Reichsp.): Der Kern der Frage ſei,
ob das Sinken der Preiſe mit der großen Währnngsänderung,
welche ſtattgefunden, zuſammenhänge und dieſe Frage hänge wieder
ab von dem Nutzen und der Stellung der Edelmetalle als Geld.
Es ſei durchaus falſch, das Geld lediglich als Werthmeſſer zu
betrachten. Unzweifelhaft entſpringe das Sinken der Preiſe
aus der Demonetiſirung des Silbers, das ſei bereits vor der Gold
währungseinführung 1865 vorhergeſagt worden. Solche ſelbſt
verſtändliche Dinge ließen ſich am allerſchwerſten beweiſen, es ſei
eben ſelbſtverſtändlich daß ein niedriges Preisnivean gleich
dedeutend ſei mit einer hohen Kaufkraft des Goldes und umge-
kehrt. Am wenigſten werde in Deutſchland das Sinken der Preiſe
noch in den Arbeiterkreiſen geſpürt, wo aber, wie bei den Arbeitern
von Charleroy, das niedrige Preisnivean das gewaltige Herab-
gehen der Arbeitslöhne zur Folge gehabt hätte, da entſtünden
Unruhen, wie dort. Von dieſen würde und könne Deutſch
ſand, wenn es ſo fortgehe, auch nicht verſchont bleiben. Auch
Rußland drohe dieſe Gefahr aus dem Sinken der Arbeiterpreiſe.
Hier liege der Zuſammenhang der großen ſozialen Fragen mit der
Währungsfrage. Deutſchland, welches mit der Goldwährung den
Anſtoß zu dieſen bedrohlichen Erſcheinungen gegeben, ſolle es ſich
jetzt angelegen ſein laſſen, dem Silber wieder zu ſeinem Werthe zu
verhelfen.

Abg. Woermann (nl.): Der Abg. von Mirbach hat ſeine
Angriffe gegen mich damit begonnen, daß ich nicht die Landwirth-
ſchaft kenne und daher auch wohl nicht darüber ſprechen könne, ob
ein Leiden der Land wirthſchaft mit den Leiden des Handelsſtandes
zu vergleichen ſei. Jch glaube, daß das eigentlich nicht richtig
iſt. Man kann wohl zwei Leiden, die ans verſchiedenen Urſachen
eutſpringen, mit einander vergleichen, ohne auf die Urſache der
Kravkheit eingehen zu müſſen. Frhr. v. Mirbach hat dann ver-
ſucht, meine Rede vom vorigen Jahre mit dem Jahres
bericht der Handelskammer in Widerſpruch zu bringen.
Das iſt aber ebenfalls nicht der Fall. Denn wenn ich
im vorigen Jahre im März hier noch von einer Zeit ſprach, wo der
Handel allgemein herunterging und allgemein leidend war, ſteht in
dieſem Jahresbericht der Handelskammer ausdrücklich: „Zwar
dauert während der erſten Hälfte des Jahres die luſtloſe und ge-
drückte Stimmung an, welche wir in unſerem letzten Berichte zu
kennzeichnen hatten und welche in einem Ueberwiegen des Angebots
in allen Waarengattungen ſowie in einem immer weiteren Zurück-
gehen der Preiſe ihren Ausdruck fand.“ Es iſt dann hinzugefügt:
„Jn der zweiten Hälfte aber trat zunächſt bei einzelnen
wichtigen Jmportartikeln, wir erwähnen nur Kaffee, Gewürze,
Petroleum, eine Beſſernng ein.“ Jn der That iſt es merkwürdig,
daß dieſe Preisſteigerung der Waaren gleichzeitig eintrat, als ein
veſonderes Fallen des Silbers konſtatirt wurde, denn als im vorigen
Jahre das Silber plötzlich auf 42--42 Pence herunterging, da war
gerade derſelbe Moment, wo ſich die Waaren beſonders hoben, und
ſeit der Zeit hoben ſich auch die Preiſe bei manchen anderen Arilikeln.
Dieſe Preisſteigerung bezeichnet den Nichtzuſammenhangmit dem Silber. Eine zweite Beſſerung der Landwirthſchaft
iſt eingetreten nach meiner Auffaſſung faſt ausſchließlich
durch die Goldwährung und das iſt eine Erniedrigung des
Zinsfußes. Es iſt gar kein Zweifel, daß die Erniedrigung des
Zinsfußes eine Wirkurg davon iſt, daß wir in Deutſchland die Gold-
währung haben, daß wir auf demſelben Fuße ſtehen wie England
und der engliſche Diskont mit dem deutſchen ſich außerordentlich
leicht ausgleichen kann. Dieſe Erniedrigung des Zinsfußes
iſt doch aber ganz beſonders und faſt ausſchließlich
der Landwirthſchaft zu Gute gekommen, weil ſie dadurch in den
Stand geſetzt worden iſt, die großen Konvertirungen zu machen,
welche thatſächlich in den letzten Jahren erfolgt ſind. Wenn die
Landwirthſchaft auf der einen Seite denkt, daß ſie durch die Ein-
führung des Bimetallismus, durch Zahlung der Schuld in Silber
ſtatt in Gold einen Vortheil zu erzielen hofft, ſo möchte ich darauf
hinweiſen, daß die auf dieſe Weiſe erwartete Schuldermäßigung
um 25 Proz. bereits durch das Sinken des Zindfußes von 4 anf

3* Proz. eingetreten iſt. Denn thatſächlich ſtehen die 3hproz.
Pfandbriefe faſt überall pari.

Aus der Rede des Herrn von Mirbach habe ich dann beſonders
erſehen, daß er weniger für den Bimetallismus geſprochen hat, als
für eine unterwerthige Valuta. Er hat ausſchließlich davon ge
ſprochen, daß bei einer unterwerthigen Valuta ermöglicht würde,
den Export zu erleichtern und hat uns dafür die Bei
ſpiele angeführt. Dann hat Herr von Kardorff ausdrück-
lich ausgeführt, daß in Rußland die Preiſe anfingen
ganz bedeutend zu ſteigen. Jch glanbe, daß das richtig iſt, denn
dieſelbe Zeitungsnotiz, die Herr v. Kardorff geſehen hat, iſt auch
mir vorgekommen und lautet: Aus Petersburg wird uns ge
ſchrieben, daß die Entwerthung der Papierrubels ſich mehr und
mehr der Bevölkerung fühlbar mache und die Preiſe für Lebensmittel
Gegenſtände um 30 und mehr Prozent in die Höhe gegangen ſeien.
Wenn das der Fall iſt, ſo wird die zweite natürliche Folge die
ſein, daß überall da, wo die unterwerthige Valuta herrſcht, auch
die Arbeitslöhne bedeutend in die Höhe gehen und ſich in Folge
deſſen die Produktionskoſten außerordentlich erhöhen werden.
Es iſt nun wiederholt auf die Leichtigkeit des Exports
von Rußland hingewieſen werden, und da möchte ich
mir doch erlauben, Jhnen die Zahlen über den ruſ
ſiſchen Export der letzten Jahre zu uennen. Es ſind von
dort im Jahre 1885 4 200 000 Doppelcentner Roggen, im Jahre
1886 nur 3 279 000 Doppelcentner Roggen nach Deutſchland im-
portirt worden. Von Weizen ſind im Jahre 1885 3 332 000 Doppel-
centner und im Jahre 1886 nur 1 416 000 Doppelcentner ausge-
führt worden. Jch glaube, daß dieſe Zahlen ihre Erklärung
darin finden, daß in Rußland die Valnta ſo ſchlecht iſt,
daß in Rußland die Produktion ſo außerordentlich
ungünſtig geſtellt worden iſt durch die unterwerthige Valuta. Das-
ſelbe ſehen wir auch in Oeſterreich. Jn allen dieſen Ländern ſind
die Staatsabgaben, die ſtändigen Koſten des Lebensunterhaltes ſo
viel größer, daß die Produktion dort außerordentlich erſchwert
wird. Wenn wir nun dieſe Verhältniſſe einmal auf unſer
deutſches Land anwenden wollen, ſo möchte ich doch darauf
hinweiſen, welche e das für unſer Reichsbudget haben
würde, wenn wir anſtatt den Beamten ihre Gehälter in vollwerthiger
Valuta, in Gold zu zahlen, die 650 oder 700 Millionen Ausgaben,
welche wir haben, in einer unterwerthigen Valuta zahlen müßten,
ſo würden ſich dieſe Ausgaben und damit das Defizit unſeres Reiches
in einer Weiſe erhöhen, daß das jetzige dagegen geriug erſcheinen
würde. Es würde das eins der Hauptbedenken gegen die Ein-
führung der Silberwährung ſein. Nun wird es ja außerordentlich
oft erwähnt, daß die Goldvaluta den Export erſchwere und die
Einfuhr erleichtere, da will ich Jhnen die Zahlen vorführen, welche
für uns maßgebender ſind als alle Zahlen aus Jndien
und anderen Ländern. Jm Jahre 1872 war die Einfuhr
Deutſchlands 14400 000, der Werth betrug 4 Milliarden.
Jm Jahre 1884 war das Quantum auf 20 Millionen Tonnen,
alſo um etwa 40 Prozent, der Werth deſſelben war von 44 auf
4 Milliarden geſtiegen. Während die Einfuhr alſo quantitativ
um 40 Prozent, dem Werthe nach ſehr wenig geſtiegen iſt, betrug
die Ausfuhr Deutſchlands im Jahre 1872 etwa 11 Millionen
Tonnen, im Jahre 1884 22 Millio en. Das Quantum hatte ſich
alſo verdoppelt, der geſchätzte Werth der Ausfuhr war im Jahre
1872 etwas über 3h Milliarden, im Jahre 1884 44 Milliarden.
Während alſo die Einfuhr dem Werthe nach nahezu ſtabil ge
blieben, iſt die Ausfuhr in Deutſchland nahezu um 40 Proz. ge-
ſtiegen. Das beweiſt doch wahrlich nicht, daß uns in Deutſchland
die Goldwährung mit Bezug auf die Ausfuhr irgendwie geſchadet
hat, ſondern ausdrücklich, daß auch die Einfuhr in Deutſchland in
dieſer langen Zeit keineswegs zugenommen hat. Es ſcheint mir, daß
wir alſo im Allgemeinen in Deutſchland recht geſunde Zuſtände haben.

Jch bin feſt überzeugt, daß unſere Goldwährung, augen
blicklich auf einem Standpunkt durchgeführt iſt, der uns dahin

eführt hat, daß Deutſchland der erſte Geldmarkt der Welt iſt.
Jch höre, daß die Beſtände der Reichsbank ebenſo hoch, wenn nicht
noch höher ſind, als die Beſtände an Gold in der engliſchen Bank.
Wenn wir von dieſer ſogenaunten Quantitätstheorie ſprechen, ſo
iſt es für mich doch zweifellos, daß ſich noch nirgend in der Welt
wirklich ein Mangel an Gold gezeigt hat. Jm geſammten Handel
hat es ſich herausgeſtellt, daß die Checküberweiſungen ſich vollziehen,
ohne daß die Quantitäten des Goldes, welche in der Reichsbank
ruhen, auch nur irgendwie berührt zu werden brauchen Jch glaube,
daß es nicht richtig iſt, daß nicht Gold genug in der Welt ſei,
deshalb glaube ich, daß wir wohl daran thun, bei dem zu bleiben,
was wir haben. Es iſt das bekannte Gleichniß mehrfach erwähnt
worden, daß die Goldwährung eine Decke ſei, an der alle Nationen
zögen, und von der keine Nation ganz genug bekäme. Wenn dieſes
Gleichniß richtig iſt, ſo bin ich feſt überzeugt, daß wir augenblicklich
einen recht guten Zipfel dieſer Decke gefaßt haben, der uns recht
gut deckt, und daß wir nichts weiter zu thun haben, als diefen Zipfel
der goldenen Decke recht feſt zu halten. Das wird das Beſte ſein,
was wir thun können. Beifall bei den National-Liberalen.)

Abg. Lohren (Reichsp.) tritt den Ausführungen der Abgg.
v. Mirbach und v. Kardorff entgegen, daß die Remonetiſirung des
Silbers eine Preisſteigerung für die Produkte der Landwirthſchaft
und damit Hebnung der Nothlage der letzteren herbeiführen werde.
Er wünſche lebhaft, daß die Reichsregierung die Goldwährung nicht
verlafſſe, ſonſt würden wir viel ſchneller unruhige Ereigniſſe im
Vaterlande zu beklagen haben, als ſie die Freunde der Doppel-währung veſhren,

Abg. Dr. Bamberger (dfr.). Der Abg. Mirbach hat eine
Prophezeihung von mir erwähnt, daß das Verhältniß des Goldes
zum Silber für ein Jahrhundert daffelbe, nämlich 1: 15h bleiben
würde. Er kann damit nur meine Aeußerung in der Sitzung des
Reichstages vom 11. November 1871 gemeint haben. Damals
beſchäftigte uns ein intereſſantes Problem, über welches eine Reihe
von Streitſchriften entſtanden und das auch zum Gegenſtand einer
akademiſchen Preisfrage gemacht wurde, nämlich nachzuforſchen, nach
welchem Verhältniß bei dem Uebergang aus der alten Silberwährung
zur Goldwährnung die Schulden regnlirt werden ſollten. Jch ſtellte
mich auf den Standpunkt, daß ich ſagte: weder vorwärts noch rück-
wärts haben wir zu blicken bei der Findung dieſes Maßſtabes,
ſondern nach dem Moment. An jenem Tage war nun das momen-
tane Verhältniß 1: 15h und da ſagte ich denn: „Die heutige Lage
ſtimmt überein mit dem Durchſchnittsverhältniß des ganzen Jahr-
hunderts, d. h. des rückwärts liegenden Jahrhunderts.“ Von einer
Prophezeinng war mit keiner Silbe die Rede und um ſo wenuiger,
als ich immer derjenige war, der am eifrigſten rieth, möglichſt ſchnell
mit dem Silber aufzuränumen. Jch brauchte dabei die Formel:
„Die Frage iſt nicht, woher das Geld nehmen, ſondern wohin mit
dem Silber?“ Prophezeit aber habe ich damit gar nichts.

Abg. v. Mirbach: Die Volkszählung von 1885 hat eine Ein
wohnerſchaft von 46,8 Millionen Seelen ergeben; im Verhältniß
zu dieſer Zahl iſt alſo die Aunsprägung von Silbermünzen um
26 Millionen Mark zurückgeblieben.

Staatsſekretär Dr. Jacobi: Es iſt ganz richtig, wenn
der Abgeordnete v. Mirbach ſagt, daß noch für 68 Millionen
Mark Reichsſilbermünzen ausgeprägt werden könnten; die
Summe ſtelle ſich ſogar noch auf eine halbe Million
höher. Darin liegt aber nicht die Differenz, ſtreitig iſt nur, um
wie viel die Ausprägung der Reichsſilbermünzen hinter dieſer
Summe zurückgeblieben iſt. Dies beziffert Herr von Mirbach auf
26 Millionen, die noch ausgeprägt werden könnten, und ich habe
die Summe auf 16 Millionen beziffert. Schon die Nachweiſuug
über die Reichseinnahmen und Ausgaben von 1885/86 beweiſen, daß

Ende März 1886 445 970 000 Mk. in ausgeprägt
waren, und an einer anderen Stelle derſelben Ueberſicht iſt erkenn
bar, daß im Juli 1885 der Bundesrath beſchloſſen hatte, noch über
10 Millionen Mark auszuprägen. Dieſe Ausprägung war im
März 1886 noch nicht vollendet und iſt auch jetzt noch nicht
vollendet, indeſſen, wenn die rückſtändigen Prägungen ausge-
führt ſind, wird ſich die Geſammtſumme der dann ansgeprägten
Reichsſilbermünzen auf 452 334 000 Mark ſtellen und
dann, wenn Sie dieſen die 68 Millionen gegenüberſtellen, werden
nur noch etwas über 16 Millionen ausgeprägt werden können, wie
nach dem Reſultat der Volkszählung von 1885 feſtgeſtellt iſt.
Dieſes Reſultat war zur Zeit der Silberverkäufe an die ägyptiſche
Regierung im Dezember 1885 noch nicht bekannt. Zur Vermeidung
eines Jrrthums bemerke ich noch, daß zu allen dieſen Ausprägungen
keine Thalerverkäufe nöthig waren, weil wir vorhandene Silber-
beſtände den Münzſtätten überweiſen konnten.

Abg. Diffens (nat.-lib.) Jch möchte die Aufmerkſamkeit dezReichsſchahamtes auf den Mangel an goldenen Zehnmarkſtücken

hinlenken.
Staatsſekretär im Reichsſchatzamt Dr. Jacobi: Eine Veran,.

lafſſung, mit Erhöhung der Woher r von Zehnmarkſtücken vor.
zugehen, iſt der Verwaltung bisher nicht bekannt geworden.
gegebene Anregung wird aber Anlaß ſein, der Frage näher zu treten,

Die Disknſſion wird geſchloſſen und die Poſition bewilligt,
ebenſo der Reſt dieſes Etats.

Ohne Debatte erledigt das Haus die Etats des Reichseiſen,
bahnamtes, des Rechnungshofes, des Reichsinvaliden-
fonds, der Reichsdruckerei und der Verwaltung der Eiſen,
bahnen.

Zum Etat der Reich sPoſt- und Telegraphenverwal-
tung, ſoweit derſelbe der Budget Kommiſſion überwieſen war
empfiehltelkrent Abg. Dr. Bürklin: Die Bewilligung des für das

nächſte Jahr in Folge der zu gewärtigenden Steigeruung des Ver,
kehrs in Ausſicht genommenen Mehrforderung vou 6 300 000 Mk.
Es entſpreche dieſelbe dem vermehrten dienſtlichen Bedürfniß auf
Grund ſtatiſtiſcher Nachweiſungen über die Zunahme des Verkehrs
und der Reichstag werde wohl auch in dieſem Jahre keinen Anſtand
nehmen, die Bewilligung auszuſprechen.

Bei der Poſition Beſoldung für Poſtkaſſiere, Sekre,
täre 2c. bringt

Abg. Boeckel (Antiſemit) bringt im Intereſſe der Poſtſekretäre,
überhaupt der Poſtbeamten deren ungenügende Beſoldung zurSprache. Die Lage der Landbriefträger ſt keine roſige. Unterſchäßen

Sie die Tragweite der Landbriefträger nicht (Gelächter), ſie können
dem Bauer manchen guten Rath ertheilen. Auch die Frage der
Sonntagsruhe iſt für die Poſt eine dringende. Die Beamten
müſſen oft, um einen freien Sonntag zu erhalten, dafür in derWoche mehr Dienſt thun. Ferner ſoll jüngſt eine Verfügung

ergangen ſein, wonach bei jedem Beamten, der ſich zwei Mal
im Jahre krank meldet, eine Unterſuchung darüber eintreten ſol,
ob er ſich ſeinem Geſundheitszuſtand nach für den weiteren Poſt
dienſt eigne.

Direktor im Reichspoſtamt Fiſcherz Auch wir theilen den
Wunſch des Vorredners nach einer Aufbeſſerung der Gehälter der
Unterbeamten, aber wir ſind in der Realiſirung deſſelben gebunden
nicht blos an die vorhandenen Mittel, ſondern auch an das Vor-
ehen bei anderen Reſſorts. Jch möchte auch glanben, daß die that.
ächliche Lage der Dinge zu ſo weitgehenden Klagen keinen Anlaß giebt,

Wenn die Poſtſekretäre in einem Alter von 26 Jahren bereits 1650 Mark
Dienſteinkommen haben, dann ſcheint mir das gar keine ſo ſchlechte
Lage zu ſein.

Was die Sonntagsruhe betrifft, ſo iſt die Verwaltung
unabläſſig bemüht, ihren Beamten dieſelbe nach Möglich-
keit zu Theil werden zu lafſen. Es iſt unrichtig daß die
Beamten dieſe Befreiung ſich durch Mehrdienſt in der Woche
erarbeiten müſſen. Eine Verfügung, wie ſie der Vorredner erwähnte,
exiſtirt nicht. Die Quelle, aus welcher der Vorredner geſchöpft hat,
iſt eine unzuverläſſige. Wenn ferner die Aſſiſtenten nicht das Gehalt
der Sekretäre haben, ſo liegt das daran, daß deren Vorbildung
meiſt nur eine elementare iſt. Für die Landbriefträger weiſt ſchon
diejer Etat eine Gehaltsaufbeſſerung auf.

Titel 21 wird bewilligt.
Titel 52 verlangt zur Vervollſtändig ung und Verlegung

von Telegraphenänſtalten 4922 800 Mk.
Referent Abg. Dr. Bürklin bittet dieſen Titel zu Hewilligen,

beſonders mit Rückſicht auf die Ausdehnung der Feruſprecheinrichtungen,

b Dr. Böckel iſt der Anſicht, daß ſich die unterirdiſchen
Kabel keineswegs bewährt hätten. Jnsbeſondere verurſachen ſie
Jnduktionsſtörungen, zu deren Beſeitigung man nene koſtſpielige
Apparate eingeſtellt habe, die wiedernin neue Uebelſtände erzeugt
hätten. Die unterirdiſche Kabelleitung, die man nach Nürnberg
angelegt habe, habe auch bald wieder aufgegeben werden müſſen.
Statt neue unterirdiſche Kabel anzulegen, ſollte man mit dem Geld
lieber die Gehälter der Unterbeamten verbeſſern.

Staatsſekretär Dr. v. Stephan Zum erſten Mal ſeit zwölf
Jahren, ſeitdem Deutſchland den von anderen Nationen bereitwillig
anerkannten Vorzug beſitzt, unterirdiſche Leitungen zu beſitzen, iſt
gegen dieſe vorzügliche Einrichtung im Reichstag das
Wort erhoben worden. (Hört! hört) Hätte der Vor-
redner ſich beſſer informirt, ſo wäre er allerdings
um die ganze ſchöne Rede gekommen. (Heiterkeit.) Seit
Begründung des Norddeutſchen Bundes iſt mir hier noch keine
Rede vorgekommen, in der ſo jeder Satz falſch geweſen wäre wie
in dieſer. (Heiterkeit.) Von allen Staaten iſt anerkannt, daß dieſe
unterirdiſchen Leitungen einen eminenten Vorzug darſtellen ſie ſind
in den Schneeſtürmen, wo ſie ſich weit über unſere Erwartung be-
währt haben, unſer einziger Rettungsanker. (Hört! hörtp) Das
konnten Sie an England ſehen, das in dieſem Jahre Tagelang von
dem Verkehr mit der übrigen Welt abgeſchnitten war. Man hat
in Folge deſſen die gerade in England beſonders wich-
tige Anlage von unterirdiſchen Leitungen auch dort in
Ausſicht genommen und es bisher nur der Kcoſten
wegen hinausgeſchoben, doch ſteht zunächſt die Verbindung,
zwiſchen Dover und London bevor. Daß bei Gewittern und Nord-
licht bei den unterirdiſchen Linien einzelne Störuugen vor-
kommen, iſt die einzig richtige Angabe des Vorredners (Heiterkeit),
aber davon hat er zum Ausgleich eine falſche Anwendung gemacht.
Daß andere Staaten uns nicht nachgeahmt hätten, iſt nicht richtig,
im Gegentheil iſt Frankreich uns darin gleich nachgefolgt. Woher
der Vorredner die Mär von der mit Nürnberg herzeſtellten Kabel-
leitung und deren Wiedereinziehung hat, iſt mir vollſtändig un-
erfindlich. (Heiterkeit.) Das iſt die größte Ente, die ich bisher kennen
lernte. Wir haben überhaupt noch keine Linien außerhalb des
Reichspoſtgebiets, bemühen uns aber, München und Stuttgart ein
zubeziehen. Was der Vorredner an den Kabeln ſparen will,
weiß ich nicht. Es ſind ſim Etat gar keine neuen
in Ausſicht genommen. Ob wir ſpäter die unterirdiſchen
Kabelleitungen weiter ausdehnen werden, können wir allerdings
noch nicht wiſſen. Feſt aber ſteht, daß die oberirdiſchen Linien auch
beim Fernſprecher in den Städten nicht zu halten ſind und daß
man unbedingt zu den unterirdiſchen übergehen muß. Hier wird
wahrſcheinlich ſchon in nächſter Seſſion dem Hauſe eine Vorlage
zugehen, ſämmtliche oberirdiſche Linien zunächſt in Berlin durch
unterirdiſche zu erſetzen. (Beifall.)

Abg. Dr. Böckel Jn der Antwort des Herrn Staatsſekretärs
vermiſſe ich die Auskunft über die mit den neuen Apparaten anu-
geſtellten Verſuche. (Lachen.) Dann möchte ich fragen, wenn in
der That die unterirdiſchen Leitungen ſo vorzüglich ſind, warum
benutzt man noch die oberirdiſchen Linien? (Schallendes Gelächter.
Jhr Lachen berührt mich nicht. Es giebt noch einen höheren
Richter, als den Reichstag, das iſt die öffentliche Meinung. Es
wird ſich zeigen, für wen dieſe ſich entſcheidet. Das Geld, das in
den Kabeln ſteckt, kommt nicht dem deutſchen Volke zu Gute, ſon
dern zu acht Zehnteln der Börſe. (Aha!)

Staatsſekretär Dr. von Stephan: Jch kann dem Vorredner
nur erwidern, daß die erwähnten Apparate ſich ſehr gut bewährt
haben. Alſo auch darin waren ſeine Angaben falſch. Jm Uebrigen
verzichte ich auf eine Antwort. gut

Der Titel wird bewilligt, ebenſo der Reſt dieſes Etats.
Ueber die zum Poſtetat eingegangenen Petitionen referirt Abg.

Dr. Bürklin und empfiehlt, dieſelben theilweiſe der Regierung
zur Kenutnißnahme zu überweiſen, theils für erledigt zu erklären

Die Abſtimmung über die Petitionen wird bis zur dritten
Leſung vertagt.

Zu Mitgliedern der Reichsſchuldenkom miſſion wählt das
Haus auf Antrag des Abg. Windthorſt per Akklamation die
Abgg. Dr. Hammacher, Kochann, von Buſſe, zur Bericht
erſtattung dieſer Kommiſſion die Abgg. Delbrück, Letocha und Dr.
Meyer (Halle).

Damit iſt die Tagesordnung erſchöpft.
Nächſte Sitzung Mittwoch 1 Uhr. (Anträge der Abgg.

Hitze und Lohren, betreffend Ergänzungen der Gewerbeordnung.)
Schluß 46 Uhr.

Verlag der Aktiengeſellſchaft Halliſche Zeitung.
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